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Bieten Sie Ihren Bewohnern den Zugang zu vielfältigen Multimedia-Angeboten. Mit dem leistungsstarken Hybridnetz  
von Vodafone, der idealen Kombination aus Glasfaser- und Koaxialkabel. Eine Entscheidung für die Zukunft.

• Digitales Fernsehen – auch in HD-Qualität
• Zeitflexibel fernsehen – mit dem Digitalen HD-Video-Recorder1

• Top-Filme und Serien auf Abruf mit der Vodafone Videothek2

• Internet mit Kabel-Power – mit bis zu 1.000 Mbit/s im Download bereits in einigen Ausbaugebieten verfügbar3

• Telefon-Anschluss – einfach und günstig über das Kabel3

• Kabel Internet Telemetrie – Bandbreite für Ihre Immobilie4

1 Kopiergeschützte Sendungen (z.B. bestimmte Programme/Vodafone Videothek und TV-Mediathek) können aufgrund der 
Zusatzanforderungen einiger Programmveranstalter nicht angehalten, gespult oder aufgenommen werden. Bis zu 200 Stunden 
Aufnahmekapazität beim Digital-HD-Recorder Standard, bis zu 600 Stunden beim Digital-HD-Recorder XL und bei der GigaTV 4K Box. 
Aufnahmezeiten beziehen sich auf SD-Qualität. 2 Für die Nutzung des Video on Demand-Services wird eine dauerhafte Internet-
Verbindung benötigt. Empfohlene Bandbreite mindestens 10 Mbit/s. Für Basic TV/VodafoneTV gilt: Voraussetzungen sind ein mit einem 
Digital-HD-Recorder oder einem Digital-HD-Receiver von Vodafone Kabel Deutschland ausgestatteter, kostenpflichtiger Kabel-
Anschluss bzw. Vodafone TV Connect-Vertrag. Das Video on Demand-Angebot ist in vielen Städten und Regionen der Kabel-Ausbaugebiete 
von Vodafone verfügbar. Prüfung auf www.vodafone.de/vod. Für GigaTV gilt: Voraussetzung ist ein mit einer GigaTV 4K Box ausgestatteter, 
kostenpflichtiger Kabel-Anschluss bzw. Vodafone TV Connect-Vertrag. 3 Beachten Sie bitte die Verfügbarkeit: Internet & Phone-
Produkte sind in immer mehr unserer Kabel-Ausbaugebiete und mit modernisiertem Hausnetz verfügbar. Die Höchstgeschwindigkeit von 
1.000 Mbit/s ist in vielen Städten und Regionen unserer Kabel-Ausbaugebiete und mit modernisiertem Hausnetz verfügbar. Weitere 
Standorte folgen. Prüfen Sie bitte, ob Sie die Produkte im gewünschten Objekt nutzen können. Call-by-Call und Preselection nicht 
verfügbar. 4 Kabel Internet Telemetrie ist in immer mehr Ausbaugebieten von Vodafone Kabel Deutschland verfügbar. Änderungen und 
Irrtümer vorbehalten. Stand: März 2019

Vodafone Kabel Deutschland GmbH · Betastraße 6–8 · 85774 Unterföhring

Mehr zu den Produkten und zur Verfügbarkeit unter

vodafone.de/immobilienwirtschaft

Machen Sie Ihre Immobilie fit mit einem zukunftsfähigen Netz.
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„Innovation bedeutet Dinge zu verbinden“ 
Prof.  Dr.  Sascha Friesike auf dem Symposium der Marketinginitiative der Wohnungsgenossenschaften

Unsere Branche erlebt den größten Um-
bruch seit Jahrzehnten. Statt Stagnation 
herrscht überall und auf allen Ebenen 
hektische Betriebsamkeit. Wohnen ist zu 
einem zentralen gesellschaftspolitischen 
Thema geworden, und die Wohnungs-
wirtschaft soll zahllose Interessen erfüllen, 
die ununterbrochen an sie herangetragen 
werden – man möchte anfügen: Koste es 
was es wolle! Genau an diesem Punkt hat 
sich unsere Verbandsarbeit in den vergan-
genen Jahren verdient gemacht. Wir sind 
nicht müde geworden, auf das Fehlen von 
bezahlbaren Wohnungen hinzuweisen. 
Wir haben immer wieder betont, dass die 
Baukosten steigen und kostengünstiger 
Neubau nicht mehr möglich ist. Wir ha-
ben auf fehlendes Bauland, lange Geneh-
migungsprozesse, fehlende Kapazitäten 
in der Bauwirtschaft und ein Dickicht an 
gesetzlichen Vorgaben aufmerksam ge-
macht und die Folgen erläutert. Nicht zu-
letzt – und auch darüber haben wir immer 
wieder informiert – steht unsere Branche 
vor großen Herausforderungen aufgrund 
der demografischen Entwicklung, hin-
sichtlich des Klimaschutzes und durch die 
Digitalisierung.

Statt mit einer ganzheitlichen Betrach-
tung diesen komplexen Entwicklungen 
gerecht zu werden, ließ es die Politik lan-

Heiner Pott
Verbandsdirektor

ge an der nötigen Sensibilität vermissen. 
Der vdw und seine Mitgliedsunternehmen 
haben stets darauf gedrängt, die Branche 
nicht zu überfordern. Obwohl wir ein he-
rausragender Innovationsträger bei der 
Nutzung von erneuerbaren Energien im 
Mietwohnungsbau sind, wurden immer 
neue Anforderungen definiert, immer 
schärfere Richtwerte formuliert. Fordern 
ja, fördern nein – diese Rechnung geht 
auf die Dauer nicht auf. Und so fehlen 
eben die Ressourcen für Forschung und 
Entwicklung, die den Wohnungsbau auf 
ein neues Niveau heben könnten.

In meinen sechs Jahren als Verbands-
direktor des vdw Niedersachsen Bremen 
hat sich auch die unternehmerische Welt 
nachhaltig verändert. Neben dem woh-
nungswirtschaftlichen Einmaleins müs-
sen die Wohnungsgenossenschaften und  
-gesellschaften beispielsweise digitale 
Kompetenzen ausbauen, ihre kommunika
tiven Strategien anpassen und Netzwerke 
in Stadtteilen und Quartieren entwickeln 
und pflegen. Dabei hat sich gezeigt, 
dass der Verband seiner Rolle als Impuls-
geber gerecht geworden ist. Wir haben 
gemeinsam – die Gremien und das vdw-
Team – Themen erkannt und Maßnahmen 
auf den Weg gebracht. Unsere Initiative, 
das Bündnis für bezahlbares Wohnen ins 

Leben zu rufen und damit endlich alle 
wohnungspolitischen und wohnungswirt-
schaftlichen Akteure in Niedersachsen an 
einen Tisch zu holen, hat nicht nur in der 
Fachöffentlichkeit großen Anklang gefun-
den. Wir haben darüber hinaus mit unse-
rer Hartnäckigkeit ganz maßgeblich zum 
Neustart der Wohnraumförderung und 
somit zu einer Kehrtwende in der Woh-
nungspolitik beigetragen. Dies ist ein Ver-
dienst der Zusammenarbeit des vdw und 
seiner Mitgliedsunternehmen und sollte 
noch möglichst lange nachhallen.

Sollte sich die Zusammenarbeit auch 
in Zukunft so fruchtbar gestalten, wird der 
Verband weiterhin seine volle Schlagkraft 
entwickeln. Und zwar als Bindeglied zwi-
schen den Mitgliedern und der Politik, als 
Initiator neuer Projekte fürs Wohnen und 
Leben, als wohnungswirtschaftliche Infor-
mationsplattform, als Ideengeber und als 
Koordinator. Wenn wir es nicht tun, tut es 
keiner. Deswegen ist der vdw fürs Woh-
nen und für die Menschen in Niedersach-
sen und Bremen unersetzbar.

Ich wünsche allen Akteuren am Woh-
nungsmarkt für die Zukunft stets ein 
glückliches Händchen, Standhaftigkeit 
und den Mut, auch neue Wege zu be-
schreiten. h

Über den Tag hinaus…
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Neue Verbandsdirektorin beim vdw Niedersachsen Bremen

Dr. Susanne Schmitt wird 
Nachfolgerin von Heiner Pott

Hannover / Bremen. Wechsel an der 
Spitze des Verbandes der Wohnungs- 
und Immobilienwirtschaft Niedersach-
sen Bremen: Nachfolgerin des bisheri-
gen Verbandsdirektors Heiner Pott, der 
den vdw seit 2013 führt und aus Alters-
gründen ausscheidet, wird die Juristin 
Dr. Susanne Schmitt. Sie übernimmt die 
Leitung des Verbandes am 1. Mai 2019. 
Mit Dr. Susanne Schmitt wird erstmals 
eine Frau den vdw leiten. 

Dr. Schmitt ist mit Verbandsstrukturen vertraut und eine erfahrene 
Netzwerkerin. Von 2006 bis 2014 war sie Erste Stadträtin in Celle. 
Seitdem ist sie Hauptgeschäftsführerin der IHK Niedersachsen (bis 

2016 Niedersächsischer Industrie- und Handelskammertag). Die 
56-Jährige ist verheiratet, hat zwei erwachsene Kinder und lebt 
mit ihrer Familie in Celle 

Verbandsratsvorsitzender Andreas Otto sagt: „Wir haben mit 
Dr. Schmitt eine zukunftsweisende Personalentscheidung getrof-
fen und freuen uns auf eine langjährige und vertrauensvolle Zu-
sammenarbeit.“ Der vdw beschäftigt derzeit rund 50 Mitarbeiter. 
Zum Vorstand gehört neben der neuen Verbandsdirektorin weiter-
hin auch Prüfungsdirektor Gerhard Viemann. 

Heiner Pott ist bereits Ende Januar in einem Festakt offiziell 
verabschiedet worden (siehe magazin 1-2019). Seitdem hat er 
den vdw übergangsweise weitergeführt. Ende April wird er sich 
im Kreis der vdw-Belegschaft endgültig in den Ruhestand verab-
schieden. h

Land stellt 400 Millionen Euro für
die Wohnraumförderung bereit
Hannover. Die niedersächsische Landesregierung wird aus dem 
Haushaltsüberschuss des Jahres 2018 400 Millionen Euro für die 
soziale Wohnraumförderung zur Verfügung zu stellen. Der Be-
trag wird nach ersten Berechnungen bis 2023 für die Förderung 
von insgesamt 14 000 Wohneinheiten ausreichen, darunter auch 
Studentenwohnungen. Aus Sicht des vdw eine gute Nachricht für 
die Menschen im Land, die dringend eine bezahlbare Wohnung 
suchen. Verbandsdirektor Pott sagte bei einer gemeinsamen Pres-
sekonferenz mit Bauminister Olaf Lies und Mieterbund-Geschäfts-
führer Randolph Fries: „Die Zusage der Landesregierung, nach 
mehr als 15 Jahren wieder mit eigenen Mitteln in den sozialen 
Wohnungsbau einzugreifen, ist der Startschuss für einen Langstre-
ckenlauf. Um das von Ministerpräsident Stephan Weil und dem 
Bündnis formulierte Ziel zu erreichen, bis 2030 insgesamt 40 000 
bezahlbare Wohnungen zu errichten, müssen im Laufe der nächs-
ten Jahre zusätzliche finanzielle Anstrengungen unternommen 
werden. Weitere Herausforderungen neben der auskömmlichen 
Wohnraumförderung sind die enorm gestiegenen Baukosten, die 
günstige Mieten praktisch unmöglich machten. Außerdem fehlt 
allerorten Bauland, und die Kapazitäten des Bauhandwerks sind 
ebenfalls erschöpft. Zu diesen Punkten hat des Bündnis ebenfalls 
Vorschläge erarbeitet, die nun umgesetzt werden müssten.“

Lies mahnte: „Jetzt müssen alle Beteiligten zeigen, dass die 
Wohnraumförderung funktioniert.“ Die vdw-Mitgliedsunterneh-

men jedenfalls stehen in den Startlöchern. Bei einer internen Um-
frage haben 50 niedersächsische Wohnungsgenossenschaften 
und -gesellschaften für die nächsten zwei Jahre den Bau von ins-
gesamt 3 200 öffentlich geförderte Wohnungen angekündigt. h
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Weiterhin gesucht: 
Königsweg und Patentlösung

38. Zwischenahner Gespräch / 150 Teilnehmer, prominente Gäste

Bad Zwischenahn. Neue Gesichter – frische Ideen. Zahlreiche Re-
ferenten, die erstmals zu Gast beim traditionellen Zwischenahner  
Gespräch des vdw Niedersachsen Bremen waren, haben die in-
tensiven Diskussionen rund um den Zustand der Wohnungspoli-
tik und des Sozialstaates mit interessanten Ansichten bereichert. 
Von Ex-Bundestagspräsident Prof. Dr. Norbert Lammert über den 
ehemaligen Wirtschaftsweisen Prof. Dr. Peter Bofinger bis hin 
zur Zukunftsforscherin Christiane Varga aus Wien – auch das  
38. Zwischenahner Gespräch bot gleichermaßen Intellektuelles 
und Anregendes für jeden der rund 150 Teilnehmer. 

Der scheidende Verbandsdirektor Heiner Pott betonte in 
seiner Begrüßung, wie sehr die Frage nach mehr bezahlbarem 
Wohnraum auch längst zu einer Frage der sozialen Gerechtigkeit 
in unserer Gesellschaft geworden ist. Die Leitfrage der Tagung 
„Spaltet der Wohnungsmarkt die Gesellschaft?“ sei vielleicht ein 
wenig scharf formuliert, weise aber in jedem Fall auf ein zuneh-
mendes Problem hin. 

Unter der Moderation von Friedhelm Feldhaus, Redakteur der 
Immobilien Zeitung, vertieften sich der CDU-Bundestagsabgeord-
nete Eckhard Pols, der Präsident des Niedersächsischen Städte-
tages, Ulrich Mädge, GdW-Präsident Axel Gedaschko und Ulrich 
Ropertz, Geschäftsführer des Deutschen Mieterbundes, in die 
Analyse von Gründen, die zur aktuellen Misere am Wohnungs-

markt geführt haben. Zugleich suchten sie nach Lösungen aus 
dem Dilemma. Diskutiert wurde die Reform der Grundsteuer – 
ohne den „Königsweg“ zu finden. Zum Mietrechtsreformpaket 
führte Mädge an, dass Lüneburg auch ohne Mietenspiegel gut 
fahre und die Mietpreisbremse trotzdem ihre Wirkung entfalte. 
Pols zeigte sich skeptisch angesichts ordnungspolitischer Eingriffe 
und rief alle Ebenen dazu auf, den Wohnungsneubau zu forcie-
ren. Ropertz verteidigte die Mietpreisbremse als neues zivilrechtli-
ches Instrument. Sie verhindere einen ungehinderten Preisanstieg 
bei Neuvermietungen: „Diese Neumieten sind die Bestandsmie-
ten der Zukunft.“ Darüber hinaus hält Ropertz „mehr öffentliches 
Geld“ für unabdingbar. Gedaschko, der eigentlich eine Gesamtin-
vestition von 800 Milliarden Euro in den nächsten zehn Jahren am 
Wohnungsmarkt für notwendig hält, verwies darauf, dass Bauen 
trotz aller Bekenntnisse keineswegs erleichtert, sondern vielmehr 
erschwert werde. Beispiele seien der „Abschuss“ der Gebäude-
kommission beim Bund und die Restriktionen beim Ausweis neu-
er Bauflächen etwa in Bayern. Mädge stieß ins gleiche Horn und 
hob hervor, dass es in Niedersachsen seit einem Jahr ein Baustopp 
beim sozialen Wohnungsbau gebe. „Das ist ein Skandal.“ Der 
Neugründung einer Landeswohnungsbaugesellschaft erteilte er 
eine klare Absage: „Wir können das mit den bestehenden Struk-
turen besser und schneller machen.“ 



Die zweite Gesprächsrunde unter der Leitung von GdW-
Pressechefin Katharina Burkardt mit der Immobilienweisen  
Carolin Wandzik, WELT-Redakteur Michael Fabricius und GEWOBA- 
Vorstand Manfred Sydow ging dem Begriff der „drohenden Spal-
tung“ auf den Grund. Während Fabricius zahlreiche Beispiele 
zitierte, die gerade in Berlin und anderen Metropolen die Prob-
leme verdeutlichten, die Menschen mit kleineren Einkommen am 
Wohnungsmarkt haben, warnte Sydow davor, die Situation zu 
dramatisieren. „Ich bezweifele auch die Zahlen über Mietsteige-
rungen, die so kursieren“, sagte Sydow. Bei den Wohnungsunter-
nehmen im GdW gebe es jedenfalls diese Mietsteigerungen nicht.  
Wandzik hielt dagegen und erläuterte, dass Mietsteigerungen 
mittlerweile flächendeckend festzustellen und somit kein Problem 
nur der Ballungsgebiete sind. Die Runde war sich einig, dass es 
derzeit viele Klagen, aber keine Patentlösungen gibt. „Die Politik 
führt Status-quo-Diskussionen, die auf den Erfahrungen aus der 
Vergangenheit aufbauen. Das führt zu nichts“, sagte Fabricius. 
Unisono wurde die fehlende Transparenz in der Wohnungspolitik 
und der fehlende Kenntnisstand über die Rolle der Wohnungs-
wirtschaft beklagt. Deregulierung sei das Gebot der Stunde. 

Weiterer Höhepunkt des ersten Tages: das Gespräch zwischen 
dem stellvertretenden Chefredakteur der Nordwest-Zeitung,  
Ulrich Schönborn, und dem früheren Bundestagspräsidenten und 

Der GdW und der Mieterbund sind 
wie zwei Hamster im Hamsterrad der 
Politik. Axel Gedaschko

Lieber zehn Panzer 
weniger, dafür 1 000 
Wohnungen mehr!
Ulrich Mädge, Oberbürgermeister 
der Hansestadt Lüneburg

Prof. Dr. Peter Bofinger

Moderator Ulrich Schönborn, Prof. Dr. Norbert Lammert, 
Heiner Pott, Andreas Otto (v.l.n.r.)
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aktuellen Präsidenten der Konrad-Adenauer-Stiftung, Norbert 
Lammert. Der Gast aus Berlin präsentierte sich gewohnt schlag-
fertig und nachdenklich. Befragt zur Situation am Wohnungs-
markt sagte Lammert: „Die Wohnung ist Wirtschaftsgut und Teil 
der Daseinsfürsorge zugleich. Die aktuellen Probleme werden im-
mer komplexer, je intensiver man die Lage betrachtet.“ Die Politik 
sei zwar in der Pflicht, aber sie sei wiederum nicht in der Lage, 
dieser Pflicht nachzukommen – obwohl die rechtlichen Gestal-
tungsmöglichkeiten beachtlich seien. 

Von einer gesellschaftlichen Spaltung zu sprechen, ist Lammert 
„zu simpel“. Relevante Unterschiede in der Gesellschaft werde es 
immer geben. Dabei spielten mehrere Kriterien eine Rolle. Ob nun 
auch die Demokratie in Gefahr sei? In der Tat sieht der CDU-Poli-
tiker durch die „zunehmende Dominanz der digitalen Medien das 
Urteilsvermögen einer aufgeklärten Gesellschaft“ bedroht. „Was 
ist bedeutend? Was trifft überhaupt zu? – diesen Fragen kann in 
den sozialen Medien leicht ausgewichen werden.“ Der „Friday 
For Future"-Bewegung begegnet Lammert mit großem Respekt. 
Den Bestrebungen der Briten, den Brexit zu regeln, steht er hinge-
gen kopfschüttelnd gegenüber: „Angesichts der herausragenden 
Tradition des dortigen Parlamentarismus bin ich fassungslos. Und 
eine Abstimmung, in der man gleichzeitig acht Alternativen aus-
schlägt… Darauf wäre selbst Shakespeare nicht gekommen.“ Wie 
es denn wohl ausgehe mit dem Brexit, wollte Schönborn abschlie-
ßend wissen. Lammert antwortete zur allgemeinen Erheiterung: 
„Am besten, wir klären das im Elfmeterschießen. Da hätte Europa 
wohl die größten Erfolgsaussichten.“

„Was uns bewegt?“ – unter dieser Leitfrage beleuchteten 
drei Fachleute die Themen Europa, Wirtschaft und Zukunft.  
Prof. Dr. Christian Hacke hatte seinen Vortrag mit „Quo vadis, 
Europa?“ überschrieben. Seine Antwort darauf sorgte für gro-
ße Erheiterung: „Ich weiß es nicht!“ Um sich einer Antwort zu-
mindest zu nähern, schlug Hacke einen großen Bogen bis hin zu 
den „alten Griechen“. Schon damals sei man „mit dem Export 
von Demokratie“ gescheitert. Auch nach 1989 habe die Hybris 
vorgeherrscht, nun könne man das demokratische Modell auch 
dem Rest der Welt überstülpen. „Nine-Eleven war dann der große 
Einschnitt.“ Heute verkörpere beispielsweise Präsident Trump ein 
Amerika, das es schon lange gibt, aber das wir nicht kannten. So 
wie Barack Obama die Machtposition der USA falsch eingeschätzt 
habe, so habe sich auch Deutschland beim Willen innerhalb der 
Europäischen Union für ein vereintes Europa geirrt. 

Sicherheitspolitisch hält Hacke Deutschland mittlerweile für 
„das fünfte Rad am Wagen“. Man habe in entscheidenden Fra-
gen „weltfremd agiert“ und bekomme dafür jetzt die Quittung. 
Nun drohe Europa zwischen den USA und China zerdrückt zu 
werden. Der Brexit spiegele den aktuellen Zustand der EU wider. 
Die Flüchtlingskrise sei der Offenbarungseid der Union gewesen. 
So fiel Hackes Bestandsaufnahme Europas wenig optimistisch aus.

Nicht so kritisch bilanzierte Prof. Dr. Peter Bofinger die derzei-
tige Lage. Immerhin seien die vergangenen Jahre wirtschaftlich 
für Deutschland durchaus erfolgreich gewesen. „Und die Welt-
konjunktur ist stabil“, betonte der frühere Wirtschaftsweise. Pro-
blematisch sieht er die Zurückhaltung des Bundes bei den Investi-
tionen. „Die Ausgaben für Bildung und Forschung werden sogar 
gesenkt. Es fehlt absolut das Problembewusstsein der Politik,  
proaktiv etwas zu tun.“ Nach seiner Rechnung könnte der Bund 
jährlich 60 Milliarden Euro mehr investieren, ohne die Schulden-
quote anzuheben. Ansonsten drohe die Wirtschaft auf entschei-

denden Feldern erheblich zurückzufallen. Solarenenergie und 
Elektromobilität seien die aktuellsten Beispiele. 

Die Soziologin Christiane Varga, Wohnexpertin im Wiener 
Zukunftsinstitut von Matthias Horx, warnte davor, die Zukunft 
als Ergebnis einer kontinuierlichen Weiterentwicklung zu sehen.  
„Linearitis“ führe zu falschen Annahmen. Varga meint, die zuneh-
mende Individualisierung führe gleichzeitig zu einer „Sehnsucht 
nach Gemeinschaft“. Nachbarschaften und Quartiere werden 
wichtiger. „Das Zuhause als streng privater Ort löst sich auf.“ Mit 
der zunehmenden Digitalisierung drängten auch neue Akteure  
auf den Markt und entdecken das Wohnen für sich. Airbnb sei 
nur ein Beispiel. Der Wohnungswirtschaft riet sie, die aktuell  
günstige Marktlage zu nutzen, das eigene Geschäftsmodell 
weiterzuentwickeln und „zukunftsfit“ zu machen. 

Das 39. Zwischenahner Gespräch findet am 16. / 17. April 2020 
statt. h

Mit Smart Home habe ich es nicht 
so. Aber Elektrizität und fließend 
Wasser sollte es schon geben.
Prof. Dr. Norbert Lammert

Es ist eine Fehleinschätzung, 
dass nur miese Typen miese 
Politik machen.
Prof. Dr. Christian Hacke

Sie wollen sich ein gesundes 
Bein amputieren, lehnen aber 
jede Prothese ab.
Prof. Dr. Peter Bofinger zum Brexit

MdB Eckhard Pols, Ulrich Mädge, Ulrich Ropertz, 
Heiner Pott, Axel Gedaschko, Andreas Otto

Prof. Dr. Christian Hacke
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Noch konnte mir  
niemand erklären, warum 
ausgerechnet die sozialen 
Medien so heißen.
Prof. Dr. Nobert Lammert

Wir haben im  
Lüneburger Stadtrat 
nicht Jamaika,  
sondern Zimbabwe.
Ulrich Mädge, 

Oberbürgermeister der Hansestadt Lüneburg

Christiane Varga
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Unruhige Zeiten
Hannover/Bremen. GEWOBA-Vorstand Manfred Sydow warnt 
beim Zwischenahner Gespräch davor, die Situation an den loka-
len Wohnungsmärkten pauschal zu dramatisieren. Städtetags-
präsident Ulrich Mädge nennt auf dem gleichen Podium den seit 
einem Jahr währenden Stopp beim sozialen Wohnungsbau in 
Niedersachsen einen „Skandal“. In der Tat sind Experten hin- und 
hergerissen bei der Beurteilung der wohnungswirtschaftlichen Ge-
samtlage. Ob weiterer Auf- oder drohender Abschwung: Für jedes 
Szenario gibt es jemanden, der es mit Überzeugung vertritt. So 
lautet die einfachste Erkenntnisse, auf die man sich einigen kann: 
Berlin ist nicht überall!

Dennoch verfestigt sich der Eindruck: Es ist etwas faul beim 
Wohnen! Und es gärt. Und es brodelt. Und es ist alles andere als 
angenehm. Politiker – auch in Niedersachsen und Bremen – spre-
chen mit Blick auf fehlende bezahlbare Wohnungen von „der so-
zialen Frage Nummer eins“ in unserer Gesellschaft. Medien bers-
ten über mit Meldungen 
und Berichten von „ex-
plodierenden“ Mieten, 
von Haushalten, die sich 
das Wohnen nicht mehr 
leisten können, und von 
Vermietern, die skrupel-
los an der Preisschraube 
drehen. Vermieterver-
bände beklagen ein 
schlechtes Investitions-
klima, zu viele Restrik-
tionen und zu wenige 
Grundstücke. Mieter-
vertreter kritisieren das 
zu geringe Wohnungs-
angebot für ihre Klien-
tel und fordern mehr 
ordnungspolitische Ein-
griffe. Bauindustrie und 
Handwerk verweisen auf  
ausgelutschte Kapazitäten, Kommunen auf überlastete Ämter, 
Umweltschützer auf einen zu großen Flächenverbrauch, und 
Nachbarn wollen alles, nur nicht nebenan.

Im nächsten Monat ist Bürgerschaftswahl in Bremen. Längst 
ist „die Wohnungsfrage“ in der Freien Hansestadt angekommen. 
Ähnlich wie in anderen Großstädten wird an der Weser für bezahl-
bares Wohnen demonstriert. Schlagzeile in der „taz“: „Sie wollen 
nur wohnen“, und im „Weser Kurier“ hieß es: „Der Mensch muss 
wohnen können, um Mensch zu sein.“ Auch in Bremen ist der So-
zialwohnungsbestand stark rückläufig. 1991 gab es noch 78 900 
– heute sind es 8 500. Von 2013 bis 2018 wurden 502 öffentlich 
geförderte Wohnungen neu gebaut, aktuell sollen rund 550 im 
Bau sein, 650 sind in Planung. Doch wie titelte „Die Welt“ vor 
Kurzem: „In Genehmigungen lässt sich schlecht wohnen“. Aber 
aus Bremen gibt es auch positive Nachrichten. Zum einen wirken 
die vdw-Mitgliedsunternehmen – Genossenschaften und Gesell-
schaften – preisdämpfend auf das Mietenniveau, und sie haben 
mit ihren Neubau- und Sanierungsaktivitäten weiterhin die Mieter-
haushalte mit kleineren Einkommen im Blick. Zum anderen hat 
der Senat den Fördertopf für den sozialen Wohnungsbau um 25 

Millionen Euro aufgestockt. 360 Wohnungen sollen damit geför-
dert werden.

Und in Niedersachsen? Die Landesregierung hat nach intensi-
vem Ringen zwischen den Fachministerien 400 Millionen Euro für 
den sozialen Wohnungsbau in den Haushalt eingestellt. Die Sum-
me dient dazu, bis 2023 14 000 neue Wohnungen zu fördern, da-
runter auch Studentenwohnungen. Erstmals seit 15 Jahren plant 
Niedersachsen damit wieder „eigenes“ Geld für den Wohnungs-
bau ein; zuletzt hatte man sich darauf verlegt, nur die Kompen-
sationsmittel des Bundes zu verwenden. Die Lage an den Woh-
nungsmärkten z.B. in Lüneburg, Oldenburg, Osnabrück, Hannover 
und anderen Ballungszentren und die Impulse aus dem „Bündnis 
für bezahlbares Wohnen“ haben letztlich zu einer Neuausrichtung 
der Wohnungspolitik im Land geführt. Die Mitgliedsunternehmen 
im vdw haben händeringend auf diese positive Entscheidung ge-
wartet, denn sie wollen in den nächsten zwei Jahren rund 3 200 

Wohnungen mit Hilfe 
der öffentlichen Förde-
rung errichten.

Unterdessen wird 
im neuen Wohnraum-
förderprogramm vor-
aussichtlich ein großes 
Investitionshindernis aus 
dem Weg geräumt wer-
den: die Anforderung, 
stets öffentliche Verga-
berichtlinien zu beach-
ten. Dieser Punkt war 
von der Wohnungswirt-
schaft scharf kritisiert 
worden.

Doch damit nicht 
genug der Themen: 
DGB und Landesar-
mutskonferenz werden 
in Niedersachsen nicht 

müde, die Neugründung einer Landeswohnungsbaugesellschaft 
zu fordern. Der vdw hat deutlich Stellung dagegen bezogen und 
empfohlen, die bestehenden Strukturen aus kreiseigenen, kom-
munalen und genossenschaftlichen Wohnungsunternehmen zu 
stärken und zu nutzen. Nur so sind schnelle Ergebnisse zu erzielen.

Dem Irrtum, mit organisatorischen und regulatorischen Eingrif-
fen in den Markt die entscheidende Kehrtwende herbeizuführen, 
unterliegt auch die Enteignungsinitiative in Berlin, die es in erster 
Linie auf die Deutsche Wohnen abgesehen hat. Der GdW stützt 
sich bei seinen Argumenten gegen den „Enteignungswahnsinn“ 
auf die Einschätzung zahlreicher Experten etwa des Wirtschaftspro-
fessors Thomas Straubhaar, der meint: „Das Außerkraftsetzen des 
Marktes durch Enteignungen schadet den Ärmeren mehr, als dass 
es ihnen nützt.“ Obwohl die Idee irrsinnig anmutet, könnte im Sog 
der Enteignungsdebatte sozusagen als „kleiner Kompromiss“ ein 
„Mietendeckel“ kommen, und auch die Streichung der Umlage
fähigkeit der Grundsteuer ist noch im Lostopf.

Unruhige Zeiten allenthalben. Das Jahr 2019 wird für die sozial 
orientierte Wohnungswirtschaft noch aufreibende Diskussionen 
mit sich bringen. h
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Abschluss der fünfteiligen Weiterbildungsreihe
„Wie geht Quartier?“

Hannover. Die erste Weiterbildungs-
reihe „Wie geht Quartier? – vdw-Quar-
tiersentwickler/in“ ist erfolgreich zu Ende 
gegangen. 19 Teilnehmer zumeist aus 
der Wohnungswirtschaft, von der Freien 
Wohlfahrt und von Kommunen ließen 
sich im Februar und März in fünf Seminar-
modulen qualifizieren. Die Weiterbildung 
ist Teil des Projekts zur „Entwicklung einer 
Handlungshilfe für das Quartiersmanage-
ment“, das vom Land Niedersachsen ge-
fördert wird.

Im ersten Weiterbildungsmodul „Was ist 
Quartier?“ führte Ursula Kremer-Preiß, Kura-
torium Deutsche Altershilfe, zunächst in das 
Thema ein. Verdeutlicht wurde dies durch 
Vorträge von Carsten Tech und Anja Rohn 
(beide hanova WOHNEN) zur Quartiersent-
wicklung in Nicht-Fördergebieten und zum 
Themenkomplex Inklusion im Quartier.

Das zweite Modul „Wer ist Quartier?“ 

befasste sich mit Kooperationen, Netz-
werken und Beteiligungsformen. Hier er-
läuterte Peter Meißner, Haus kirchlicher 
Dienste der Evangelisch-lutherischen 
Landeskirche Hannover, eine Vorgehens-
weise. Praktisch erprobt wurden die bis-
herigen Erkenntnisse im Planspiel „Gelin-
gende Kooperationen“, das Dr. Moritz von  
Gliszczynski (Landeskoordinierungsstelle 
„Präventionsketten Niedersachsen“) mit 
den Teilnehmern durchführte.

Das dritte Modul „Quartier organi-
siert“ thematisierte die Integration im 
Quartier (Dorothea Tschepke und Imanda 
Tarraf, Studentenwerk Hannover), Quar-
tierszentrenbildung (Dagmar Vogt-Jans-
sen, Landeshauptstadt Hannover) sowie 
Wohnen im Alter (Andrea Beerli, FORUM 
Gemeinschaftliches Wohnen, Bundesver-
einigung) und Förder- und Finanzierungs-
möglichkeiten von Quartiersprojekten 

(Thorsten Müller Johanniter-Unfall-Hilfe, 
Regionalverband Südniedersachsen).

Im vierten Weiterbildungsmodul 
„Quartier konkret“ beleuchteten Claudia 
Koch (win e.V., KSG Hannover), Gregor 
Kaluza (Stadtteilentwicklung Weststadt 
e.V., Baugenossenschaft Wiederaufbau), 
und Frank Auracher (Stadtteilbüro Nord-
stadt.Mehr.Wert, Lebenshilfe Hildesheim 
e.V.) die Zusammenarbeit im Quartier aus 
der Sicht von Praktikern. 

Im fünften Modul „Wir im Quar-
tier“ wurden die Themen noch einmal 
sehr anschaulich durch Christian Thomas 
(EBZ – Europäisches Bildungszentrum der 
Wohnungs- und Immobilienwirtschaft) 
zusammengefasst. Er zeigte anhand eines 
Quartiers, wie durch eine Stärken- und 
Schwächenanalyse mögliche Handlungs-
felder erarbeitet und konkrete Ziele für ein 
Quartier abgeleitet werden können. h

           vdw qualifiziert 
19 Quartiersentwickler
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„Barrierefreiheit bietet 
immer ein Mehr an Komfort“
Unter der Federführung des vdw haben sich Wohnungswirtschaft und Behindertenverbände auf Eckpunkte für barrierefreies Bauen 
verständigt. Die Ergebnisse der Beratungen liegen bereits beim Niedersächsischen Bauministerium zur Umsetzung. Das magazin sprach 
mit drei Akteuren, die an den Gesprächen in zentraler Funktion beteiligt waren. 



magazin: Frau Wontorra, welches sind aus 
Ihrer Sicht die wichtigsten Änderungen in 
der neuen Niedersächsischen Bauordnung?
Wontorra: „Alle“ Wohnungen werden 
barrierefrei gebaut werden. Gut, das gilt 
erst mal dann, wenn mehr als vier Woh-
nungen neu errichtet werden. Auch Bal-
kon und Terrasse müssen jetzt barrierefrei 
nutzbar und zugänglich sein. Wenn auf-
grund geringer Geschosshöhe baurecht-
lich noch keine Pflicht besteht, einen 
Fahrstuhl zu bauen, muss dieser bei der 
Planung immer „mitgedacht“ werden, 
so dass dieser später nachträglich ohne 
große Eingriffe installiert werden kann. 
Im Bestand haben wir erreicht, dass dort 
Fahrstühle in einigen Fällen leichter nach-
träglich eingebaut werden können, wenn 
der Grenzabstand das bisher nicht zuließ. 
Weiter sind die Beherbergungsbetriebe 
jetzt in der NBauO bezüglich der Barriere
freiheit aufgeführt – das wird auch für 
bessere Zugangsmöglichkeiten sorgen.

magazin: Wer wird von den Änderungen in 
erster Linie profitieren?
Wontorra: Barrierefreiheit hat längst die 
Bedeutung verloren, ausschließlich etwas 
für sogenannte „hilfsbedürftige Perso-
nen“ zu schaffen. Ich führe immer wie-
der gerne das Beispiel der stufenlosen 
Dusche an, die heute in jedem modernen 
Designbad gewünscht wird. Genauso 
muss es sich mit den Umsetzungen der 
DIN-Normen zur Einhaltung der Barriere-
freiheit verhalten. Kluge Köpfe haben mit 
den DIN-Normen aufgeschrieben, welche 
Maße man braucht, um beispielsweise 
ausreichend Bewegungsflächen zu haben. 
Die Vorgaben wie die DIN 18040-1, müs-
sen bei der Bauausführung eingehalten 
werden. Neben den Menschen mit Mobi-
litätsbeeinträchtigungen profitieren aber 
alle Menschen von ausreichenden Be-
wegungsflächen und ebenen Zugängen. 
Barrierefreiheit bietet immer ein Mehr 
an Komfort. Auf der einen Seite können 
Menschen auch mit später erworbenen 
Beeinträchtigungen länger in ihren Woh-
nungen leben. Auf der anderen Seite wird 
der Kontakt zu Mitbewohnern mit und 
ohne Behinderungen möglich. Oder am 
Beispiel Schule: Natürlich möchten alle 
Kinder und Jugendlichen ihre Freunde ein-
laden, dazu gehören eben auch die Men-
schen, die auf Barrierefreiheit angewiesen 
sind.

magazin: Wie groß ist Ihrer Ansicht nach 
der Bedarf an barrierefreien bzw. an roll-
stuhlgerechten Wohnungen in Niedersach-
sen? Und gibt es ggf. regionale Unterschie-
de?
Wontorra: Konkrete Zahlen liegen mir 
nicht vor. Das Land Bremen hat es vor-
gemacht, dort wurden Menschen mit 
Behinderungen nach ihren Wünschen 
zum Wohnen befragt. Die Resonanz hat 
alle überrascht. Auch mich erreichen viele 
Hilferufe, dass Menschen sehr lange kei-
ne geeignete Wohnung finden, aber der 
Bedarf scheint viel höher zu liegen. Im Be-
stand der bereits barrierefreien Wohnun-
gen leben übrigens nicht nur Menschen, 
die stets Barrierefreiheit benötigen. Das 
zeigt: Barrierefreie Wohnungen sind sehr 
begehrt. Viele Menschen mit Beeinträch-
tigungen arrangieren sich notgedrungen 
mit Kompromissen, weil sie nichts Geeig-
netes und Bezahlbares finden. Geeignete 
freie Wohnungen könnten künftig auf 
einem Internetportal angeboten werden; 
diese Idee wird derzeit geprüft. 
 
magazin: Die Bauordnung wird sich weiter-
entwickeln. Welche Anforderungen haben 
Sie an die nächste Anpassung? Haben Sie 
weitere Visionen?
Wontorra: Ich wünsche mir, dass irgend-
wann überhaupt nicht mehr die Frage 
nach dem „ob“ bei der Barrierefreiheit ge-
stellt wird, sondern dass wir ausschließlich 
über das „wie“ diskutieren. Architekten 
müssten – anders als heute – bereits im 
Studium umfassende Kenntnisse zu den 
Anforderungen an Barrierefreiheit erhal-
ten. Denn nur wer weiß, warum etwas 
notwendig ist, kann es gut ausführen! 
Wichtig ist mir – zumindest bei größeren 
Bauvorhaben – die frühe Einbindung der 
Behindertenbeauftragten und -beiräte vor 
Ort.
Wichtig ist mir für die nächste Überarbei-
tung des Gesetzes, dass ebenso wie für 
den Brandschutz und für die Energieeffizi-
enz ein Konzept zur Barrierefreiheit bereits 
mit der Bauanzeige eingereicht werden 
muss. So wie es Hessen seit dem letzten 
Jahr und NRW seit diesem Jahr verpflich-
tend verlangen.
Waren früher Schwellen in den Wohnun-
gen üblich, gibt es diese heute nicht mehr. 
Auch wenn wir die derzeit bis maximal 
zwei Zentimeter erlaubte Schwelle etwa 

zum Balkon in der Bauordnung noch er-
lauben, brauchen wir eigentlich die kon-
sequente Nullabsenkung. Der Stand der 
Technik macht diese Schwelle in den meis-
ten Fällen ohnehin überflüssig. 
Barrierefreiheit muss Standard werden. 
Auch im Einfamilien- und Reihenhausbau 
sollte der Gedanke an vorausschauende 
Planung viel mehr berücksichtigt werden. 
So sollte auf einer Etage das Leben immer 
auch mit Mobilitätseinschränkung mög-
lich sein. Und wir müssen den Bestand 
angehen.

magazin: Gutes Stichwort: Die höheren 
technischen Anforderungen mögen bei 
Neubauprojekten noch umzusetzen sein. 
Im Bestand wird das sicherlich komplizier-
ter. Welche Lösungen schlagen Sie vor? 
Wontorra: Die UN-Behindertenrechtskon-
vention fordert auch das Land Niedersach-
sen auf, Barrieren im Bestand zu erfassen 
und schrittweise abzubauen. Hier setze 
ich auf kreative Lösungen. Manchmal 
können Laubengänge zur barrierefreien 
Erschließung von Wohnungen an Häu-
serzeilen gebaut werden. Möglich wäre 
auch eine Anhebung von Gehwegen, um 
Hochparterre-Wohnungen zugänglich zu 
machen. Wichtig ist mir aber vor allem: 
Keine neuen Barrieren errichten! Jeden 
Stein, den wir künftig setzen, sollten wir 
mit Bedacht und mit dem Blick auf Nach-
haltigkeit setzen. 

magazin: Vielen Dank für das Gespräch. 

PETRA WONTORRA, 
Landesbeauftragte für 
Menschen mit Behinde
rungen in Niedersachsen

f
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Warmwasser, wenn es gebraucht wird.  
In nahezu allen Haushalten oder Gewerbeobjekten ist höchster Warmwasser­
komfort gefordert. Wir bieten Ihnen mit unseren Elektro­Warmwasser bereitern 
für jede Anwendung die richtige Lösung. www.junkers.com

Aus Siemens wird Bosch.
Die Elektro-Warmwassergeräte  
von Bosch im neuen Gewand.
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Mobil: 01 72 / 3 72 75 30  
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Anzeige

magazin: Gab es Kritik aus Ihren Reihen am 
gemeinsamen Arbeitspapier, denn schließ-
lich bedeuten Kompromisse immer auch, 
eigene Interessen ein Stück weit preiszu-
geben?
Lange: Nach meinem Kenntnisstand hat es 
vereinzelt Kritik gegeben. Damit muss bei 
einem so wichtigen Thema auch gerech-
net werden. Behinderungen sind so viel-
fältig wie wir Menschen es sind. Dennoch 
habe ich den Eindruck, dass die Kritik auf 
Unzulänglichkeiten in der jetzt geltenden 
Bauordnung zielt, die überhaupt nicht 
Teil der nunmehr verabschiedeten Novel-
lierung gewesen ist. Wir alle – auch die 
Wohnungswirtschaft – müssen kommuni-
zieren, dass wir uns über Barrierefreiheit 
bei Neubauvorhaben verständigt haben. 
Denn zu Fragen der Barrierefreiheit in 
Beherbergungsbetrieben wie Hotels oder 
auch zum barrierefreien Bauen im Bestand 
gibt es nach wie vor Regelungsbedarf. 

magazin: Am Wohnungsmarkt wird hart um 
mehr bezahlbaren Wohnraum gerungen. 
Mieter sollen von großen Preissteigerun-
gen verschont bleiben, ohne Investoren 
nachhaltig zu verprellen. Welche Haltung 
haben Sie in dieser Frage – auch mit Blick 
auf die Menschen, deren Belange Sie ver-
treten?
Lange: Es ist eine der großen sozialen Fra-
gen, Wohnraum zu angemessenen Prei-
sen anbieten zu können. Nach meiner 
Auffassung bedarf es hier gemeinsamer 
Anstrengungen der politisch Verantwort-
lichen auf allen Ebenen und der Woh-
nungswirtschaft, um Förderinstrumente 
zu entwickeln, die es möglich machen, 
ausreichend preisgünstige Wohnungen 
auf den Markt zu bringen. 

Denn es ist Fakt: Viele Menschen aus 
unserem Personenkreis können nicht un-
begrenzt hohe Mieten zahlen. Gleichzeitig 
benötigen sie barrierefreien Wohnraum. 

HANS-WERNER LANGE, 
Geschäftsführer Blinden- 
und Sehbehindertenverband 
Niedersachsen

Deswegen fordern wir, dass Entscheidun-
gen getroffen werden, die das Bauen bei-
spielsweise durch zinsgünstige Darlehen 
bzw. Zuschüsse so subventionieren, dass 
anschließend vertretbare Miethöhen an-
geboten werden können.

magazin: Inwiefern verstehen Sie die Kritik 
derjenigen, die in immer mehr Bauvorga-
ben und Normierungen entsetzliche Kost-
entreiber sehen?
Lange: Da auch unser Verband häufig als 
Bauherr auftritt, sind uns die Kostenspira-
len, die zum Teil auch auf immer mehr An-
forderungen und höhere Standards beim 
Bauen zurückzuführen sind, sehr bekannt. 
Deshalb bedarf es neben der finanziellen 
Förderung des sozialen Wohnungsbaus 
auch intensiver Anstrengungen, Bauvor-
schriften zu entschlacken und Baustan-
dards auf ihre Effektivität hin zu überprü-
fen. Manchmal hilft da ein Blick über die 
Ländergrenzen. Denn interessante Ansät-
ze dazu findet man in Skandinavien und in 
den Niederlanden.

magazin: Danke für das Gespräch.

magazin: Die Beratungen mit der Woh-
nungswirtschaft waren sicherlich auch für 
Sie Neuland. Wie haben Sie die Zusammen-
arbeit empfunden?
Lange: Miteinander zu reden ist viel besser 
als übereinander oder aneinander vorbei. 
Es wurde Zeit, dass wir, die Behinderten- 
und Sozialverbände mit Vertretern der 
Wohnungswirtschaft, zusammengekom-
men sind. Sehr schnell hat sich nach dem 
Kennenlernen in der ersten Sitzung eine 
Kultur des gegenseitigen Zuhörens und 
Verstehens entwickelt. Durch das so ent-
standene Vertrauen konnten dann inhalt-
liche Lösungen generiert werden.

magazin: Welches sind Ihrer Ansicht nach 
die wichtigsten Ergebnisse der Beratun-
gen?
Lange: Im Gespräch konnten wir vermit-
teln, dass barrierefreies Bauen nicht der 
Faktor ist, der das Bauen unverhältnis-
mäßig verteuert, wenn es von Anfang an 
mitgedacht wird. Auf die Zukunft bezo-
gen ist Barrierefreiheit alternativlos, gera-
de auch, wenn man den demografischen 
Wandel berücksichtigt. Auf der anderen 
Seite wurde uns deutlich gemacht, dass 
die Wohnungswirtschaft von uns „Spiel-
regeln“ erwartet, dass sie klare Vorgaben 
für barrierefreies bzw. rollstuhlgerechtes 
Bauen bekommt und wie Barrierefreiheit 
umgesetzt und erreicht werden kann. Da-
nach wurde es schnell konkret. 

In der Summe haben wir uns – bezo-
gen auf Neubauvorhaben – auf grundle-
gende Verbesserungen einigen können. 
Der Schlüsselsatz dazu lautet:

Sämtliche Neubauvorhaben, bei de-
nen mehr als vier Wohnungen entstehen, 
werden zukünftig komplett barrierefrei 
gebaut. Darüber hinaus ist jede achte 
Wohnung rollstuhlgerecht zu planen und 
zu bauen. Dabei dient die DIN 18040-2 als 
Grundlage.
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magazin: Der Verband und seine Mitglieder 
haben sich mit den Behindertenverbänden 
auf wichtige Punkte hinsichtlich des bar-
rierefreien Wohnens geeinigt. Wer konnte 
sich an welcher Stelle durchsetzen?
Kaufmann: Die Behindertenverbände ha-
ben sich für mehr Bewusstsein bei Planung 
von Gebäuden unter dem Gesichtspunkt 
der Barrierefreiheit eingesetzt. Dass mit 
der kommenden Regelung jede Wohnung 
barrierefrei ausgeführt werden muss, ins-
besondere Duschen und Terrassenzugän-
ge, und ab fünf Wohneinheiten eine Auf-
zugsanlage mit einzuplanen ist, gibt den 
Architekten einen Impuls, die Barrierefrei-
heit stärker in den Fokus zu stellen.

Die Wohnungswirtschaft hat neben 
den Herstellungskosten auch die Folge-
kosten in Form von Wartungsarbeiten im 
Blick. Deshalb wäre eine grundsätzliche 
Verpflichtung zum Bau von Aufzügen 
auch für die Nebenkosten der Mieter nicht 
sinnvoll. Rollstuhlgerechte Wohnungen 
müssen auch nur entsprechend ausgestat-
tet werden, wenn der Bedarf nachgewie-
sen wird. Hier werden unnötige Kosten für 
nicht genutzte Ausstattungen umgangen. 
Als gemeinsamer Erfolg ist die praktikable 
Ausführung barrierefreier Wohnungen in 
den Vordergrund zu stellen, die z.B. eine 
zwei Zentimeter hohe Schwelle zur Terras-
se als ausreichend definiert, anstatt hier 
sklavisch die DIN umzusetzen.

magazin: Wirken die erzielten Änderun-
gen beim Ringen um mehr bezahlbaren 
Wohnraum nicht kontraproduktiv? Und 
inwieweit können Sie nachvollziehen, dass 
Bauherren von den Regelungen nicht be-
geistert sind?
Kaufmann: Das erscheint nur auf den 
ersten Blick kontraproduktiv. Kurzfristig 
kostet es den Bauherren zwar mehr Geld, 
die Gebäude haben aber eine lange Le-
bensdauer. Deshalb ist unter dem Aspekt 
des demografischen Wandels die bessere 
Bedienbarkeit etwas, was natürlich schon 
jetzt allen, einschließlich Menschen mit 
Handicap, zugutekommt und zukünftig 
die Marktfähigkeit der Gebäude sichert.

magazin: Barrierefreies Bauen ist bei den 
vdw-Mitgliedern fast schon Standard. An 
welchen Punkten droht man jedoch, übers 
Ziel hinauszuschießen?
Kaufmann: Ältere und behinderte Men-
schen neigen dazu, an zentrale Stelle zu 
ziehen, damit eine gute Anbindung an 
den ÖPNV gegeben ist. Die unveränderte 
Forderung nach Stellplätzen stellt einen 
wesentlichen Faktor der Baukosten dar, 
der insbesondere unter den Gesichtspunk-
ten des demografischen Wandels und in-
novativer Mobilitätskonzepte nicht mehr 
zeitgemäß ist und dringend überdacht 
werden muss, um kostengünstiges Bauen 
zu fördern.

magazin: Welche Leitlinien gibt es bei der 
kwg Hildesheim im Zusammenhang mit 
Wohnen im Alter?
Kaufmann: Die kwg hat ein Programm 
zur Beseitigung von Barrieren bei großen 
Sanierungsvorhaben. Ziel ist es, ein Vier-
tel des Bestandes, das sind rund 1 000 
Wohneinheiten, barrierefrei erreichbar zu 
gestalten; bei rund 700 Wohnungen wur-
de das bereits erreicht. Bei kleinen Maß-
nahmen, also bei allem, was sich hinter 
der Wohnungstür abspielt, steht bei der 
kwg der Badumbau u.a. mit barrierefreien 
Duschen, Türaufschlagrichtung und Tür-
breiten im Zuge des Badmodernisierungs-
programms im Vordergrund.

magazin: Danke für das Gespräch. h

MATTHIAS KAUFMANN, 
Geschäftsführer kwg Hildesheim, 
Vorsitzender vdw-Fachausschuss  
Planung und Technik
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komfort gefordert. Wir bieten Ihnen mit unseren Elektro­Warmwasser bereitern 
für jede Anwendung die richtige Lösung. www.junkers.com

Aus Siemens wird Bosch.
Die Elektro-Warmwassergeräte  
von Bosch im neuen Gewand.

Ihr Ansprechpartner:
Kay Fidor  
Mobil: 01 72 / 3 72 75 30  
Kay.Fidor@de.bosch.com

Leitfaden zur Abwicklung wohnumfeldverbessernder Maßnahmen 

vdw und AOK Niedersachsen

Die demografische Entwicklung stellt die Gesellschaft zunehmend 
vor (wohnungs-)politische, soziale und bautechnische Herausfor-
derungen. Das Bedürfnis, auch im Pflegefall weiterhin in den eige-
nen vier Wänden leben zu können, ist besonders groß und stellt 
eine echte Herausforderung dar. Viele Pflegebedürftige werden 
von ihren Angehörigen oder auch vom Pflegedienst zu Hause ge-
pflegt. In solchen Fällen ist es oft notwendig, das eigene Zuhause 
durch bauliche Veränderungen an die Bedürfnisse anzupassen. 

Dabei können und wollen die Wohnungsunternehmen des 
vdw Niedersachsen Bremen ihren Mietern und Mitgliedern eine 
möglichst umfassende Hilfestellung bieten. Die Inanspruchnahme 
wohnumfeldverbessernder Maßnahmen ist jedoch mit vielen zum 
Teil auch bürokratischen Schritten verbunden. Gerade im Fall ei-
ner auftretenden Pflegebedürftigkeit haben Mieter oftmals viele 
Sorgen, Nöte und Ängste. Kann ich in meiner Wohnung bleiben? 
Was kommen für Kosten auf mich zu? Wer kann mich bei Fragen 
unterstützen? Aber auch Wohnungsunternehmen stehen oft vor 
Fragen zur Abwicklung und zielgerichteten Abrechnung der Bau-
maßnahmen. 

Gemeinsam mit der AOK hat der vdw nun einen Leitfaden 
entwickelt, der es den Betroffenen ermöglicht, Leistungen zur 

Wohnumfeldverbesserung möglichst einfach und unbürokratisch 
auch in einer Mietwohnung in Anspruch zu nehmen. Anhand ei-
nes Fallbeispiels wird in dem Leitfaden die gesamte Abwicklung 
einer Umbaumaßnahme, vom ersten Antrag bei der Pflegekasse 
über die eigentliche Baumaßnahme bis hin zur Abrechnung trans-
parent dargestellt. So soll ein praxisgerechter Ablauf gewährleistet 
werden, der die Belange der Mieter bzw. der Pflegebedürftigen 
und auch der Wohnungsunternehmen sicherstellt und die Anfor-
derungen der Pflegekasse an Antragsstellung, Angebot und Ab-
rechnung berücksichtigt.

Pflegebedürftige haben gem. § 40 Abs.4 SGB XI gegenüber ih-
rer Pflegekasse die Möglichkeit, die Übernahme von Umbaukosten 
zu beantragen und Zuschüsse von bis zu 4 000 Euro zu erhalten. 
Diese wohnumfeldverbessernden Maßnahmen ermöglichen bzw. 
erleichtern eine häusliche Pflege und fördern und / oder erhalten 
die Selbstständigkeit des Pflegebedürftigen. Ein Beispiel wäre der 
Badumbau mit einer bodenebenen Dusche. Baulich verändert wer-
den kann aber das gesamte räumliche Umfeld des Pflegebedürf-
tigen, so dass dieser weitestgehend selbstständig zuhause leben 
und dort von seinen Angehörigen oder von einem professionellen 
Pflegedienst gepflegt werden kann. h
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70 Jahre KSG Hannover 

Unternehmen setzt 
voll auf Wachstum 



15

Laatzen. Seit 70 Jahren steht die KSG Hannover GmbH für be-
zahlbaren Wohnraum in der Region Hannover. Dem Grundsatz, 
insbesondere Menschen mit kleinerem und mittlerem Geldbeutel 
gute und preiswerte Wohnungen anzubieten, fühlt sich das Un-
ternehmen bis heute verpflichtet. Mit einem Eigenbestand von 
derzeit rund 8 000 Wohnungen zählt die KSG zu den großen 
regionalen Wohnungsgesellschaften.

Ein Großteil des Wohnungsbestandes liegt in den Städten 
und Gemeinden um die Landeshauptstadt herum. Was viele 
nicht wissen – auch im Stadtgebiet von Hannover besitzt die KSG 
eine nicht unbedeutende Anzahl an Wohnungen und plant, den 
Bestand erheblich auszuweiten. Damit erfüllt das Unternehmen 

gleich zwei wichtige Aufgaben. Zum einen bietet sie Menschen, 
die in der Großstadt leben möchten, Wohnraum zu fairen Mieten, 
zum anderen mindert sie mit den Beständen und weiteren Neu-
bauten in den Umlandkommunen den enormen Siedlungsdruck 
auf die Landeshauptstadt. Dass dieser steigen wird, hat die KSG 
bereits vor Jahren vorausgesehen. Im Ergebnis steht die Unterneh-
mensstrategie „KSG 2025 – fit for the future“. Bis zum Jahr 2028 
will das Unternehmen auf einen eigenen Bestand von ca. 10 000 
Wohnungen wachsen und prüft dabei alle Optionen von Abriss 
und Neubau, Nachverdichtung und Ankauf. Daneben verstärkt 
das Unternehmen sein Engagement in anderen Geschäftsfeldern. 
Was den Neubau betrifft, ist die KSG bereits hochaktiv. So haben  
zum Beispiel in Burgdorf, Hannover-Ahlem, Hannover-Misburg, 
Ronnenberg-Empelde, Seelze und Langenhagen-Wiesenau Bau-
arbeiten begonnen oder stehen kurz vor ihrer Fertigstellung. 
Darüber hinaus stehen mit dem Großprojekt "Bentherblick" in 
Hannover-Badenstedt, das auf dem Gebiet des ehemaligen Zen
tralinstituts für Versuchstierzucht (rund 450 Wohnungen) und der 
Beteiligung am Großbauprojekt Kronsrode (rund 300 Wohnun-
gen) Herausforderungen für die nächsten Jahre an, die dem Ziel 
folgen, 1 000 neue Wohnungen zu bauen. f
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„Wir setzen aufs Quartier“
Der Neubau von Wohnungen ist für die 
KSG Hannover nur das Fundament, auf 
dem mehr entstehen muss als das bloße 
Angebot von Wohnfläche. Denn es bedarf 
weiterer Anstrengungen, Maßnahmen 
und Impulse, damit Wohnraum entsteht, 
in dem Menschen nach ihren Wünschen 
und Vorstellungen langfristig und zufrie-
den leben können – unabhängig von der 
Größe ihres Geldbeutels. Über dieses und 
weitere Themen sprach das magazin mit 
Karl Heinz Range, Geschäftsführer der 
KSG Hannover.

magazin: Man hat den Eindruck, für viele 
Beteiligte kommt der Nachfragedruck auf 
den Wohnungsmarkt in Hannover über
raschend. Teilen Sie diesen? 
Karl Heinz Range: Was die Wohnungswirt-
schaft betrifft, teile ich diesen Eindruck 
nicht. Denn wir bewegen uns ja seit Jah-
ren in einem extrem dynamischen Umfeld. 
Dieses wird geprägt durch eine disparate 
Entwicklung von gleichzeitigem Wachs-
tum in den Spot-Regionen und sich ent-
leerenden ländlichen Räumen. Nicht nur 
durch die Migration wächst zudem die 
Wohnbevölkerung entgegen früherer Pro-
gnosen. In den Großstädten übersteigen 
die Geburten die Sterbefälle und generie-
ren ein Mehr an Einwohnern. Binnenmig-
ration in die sogenannten Schwarmstädte 
verschärft die Entwicklung. Kurz: Wer die 
Zeichen der Zeit sehen wollte, hätte sie zur 
Kenntnis nehmen können.

magazin: Steckt darin etwa Kritik daran, 
dass die Politik das Problem des Nachfra-
gedrucks und insbesondere den sozialen 
Wohnungsbau lange Zeit vernachlässigt 
hat? 
Karl Heinz Range: Im Prinzip schon. Lange 
Jahre hat man ja geglaubt, Deutschland ist 
gebaut und hat die Wohnungspolitik aus 
der politischen Agenda gestrichen. Da-
bei hat man vor allem die soziale Wohn-
raumförderung vergessen, bei gleichzeitig 
steigenden Bedarfen in diesem Segment. 
Dies hat zu der heute feststellbaren  
Verknappung bezahlbaren Wohnraums 
insbesondere in den Ballungsgebieten 
geführt. Heute gehen Prognosen für die 
Region Hannover davon aus, dass bis zum 
Jahr 2025 28 000 Wohnungen fehlen. Be-
zahlbare Wohnungen wohlgemerkt. Denn 

die Zahl der Wohnungssuchenden mit 
geringem Einkommen wie Rentner, Stu-
denten, Migranten, Alleinerziehende und 
Geringverdiener wächst weiter an. Diese 
Menschen können sich nur höchst unzu-
reichend auf dem Wohnungsmarkt ver-
sorgen. Wir als KSG haben deshalb schon 
frühzeitig damit begonnen, Antworten 
auf die Frage nach bezahlbarem Wohn-
raum zu finden.

magazin: Das erklärt Ihr Ziel, bis 2028 1000 
neue Wohnungen zu bauen. Ist aber bloßes 
Wachstum aus Ihrer Sicht das richtige Mit-
tel, um dem Bedürfnis der Menschen nach 
Wohnraum zu entsprechen?
Karl Heinz Range: Eindeutig nein. Für uns 
geht es nicht nur darum, möglichst schnell 
Häuser hochzuziehen und die Wohnun-
gen an die Mieterinnen und Mieter zu 
übergeben. Deshalb haben wir unsere 
Wachstumsziele in eine Gesamtstrategie 
eingebettet, "KSG 2025 – fit for the fu-
ture". Wir sind davon überzeugt, dass es 
darum gehen muss, den Menschen ein le-
benslanges Wohnen in einer guten Woh-
nung mit lebendigen Nachbarschaften zu 
einem Preis, den sie sich leisten können, 
zu ermöglichen. Darauf hat nach unserer 
Haltung jeder ein Recht und dies kommt 
in den Quartierskonzepten der KSG, die 
wesentlicher Baustein unserer Bewirt-
schaftungsstrategie sind, zum Ausdruck. 

magazin: Der Begriff Quartier definiert ja 
keine Größenordnung. Kann es aus Ihrer 
Erfahrung heraus mit dem Quartiersgedan-
ken gelingen, auch größere Wohnviertel 
wieder attraktiver zu machen oder ihnen 
einen ganz neuen Charakter zu verleihen? 
Karl Heinz Range: Ja. In Langenhagen-
Wiesenau ist es uns gelungen, einen gan-
zen Stadtteil neu zu beleben und attraktiv 
zu gestalten. Dort haben wir eine erhebli-
che Anzahl alter Gebäude aus den 1950er 
Jahren abgerissen und durch moderne 
Mehrfamilienhäuser ersetzt. Gleichzeitig 
haben wir einen Quartierstreff installiert, 
der Dreh- und Angelpunkt für das soziale 
Leben aller Bewohnerinnen und Bewoh-
ner des Stadtteils geworden ist. Die von 
der KSG neu initiierte Gemeinwesenarbeit 
richtet sich dabei ausdrücklich nicht nur 
an unsere Mieterinnen und Mieter, son-
dern an alle Wiesenauer Bürger. Durch 

den Dreiklang von Neubau, Stärkung 
der Freiräume und der aktivierenden Ge-
meinwesenarbeit haben wir es geschafft, 
Nachbarschaften zu reaktivieren. Die Men-
schen gewinnen wieder eine Beziehung 
zu ihrem Viertel und ihren Nachbarn, mit 
denen sie dort zusammenleben. Gleichzei-
tig ist Wiesenau auch für Mieterinnen und 
Mieter attraktiv geworden, die vorher nie 
und nimmer in den Stadtteil gezogen wä-
ren. So erreichen wir eine optimale Durch-
mischung von unterschiedlichen Zielgrup-
pen. Davon profitiert der Stadtteil enorm.

magazin: Waren Sie von dem Erfolg über-
zeugt? 
Karl Heinz Range (lacht:) Jein. Wir wussten 
einerseits schon, dass es der richtige Weg 
ist, den wir mit dem Quartiersgedanken 
eingeschlagen haben, übrigens als eines 
der ersten Wohnungsunternehmen in der 
Region. Aber natürlich war es auch ein 
großes Risiko, das wir in Wiesenau ein-
gegangen sind. Der Erfolg hat uns aber 
glücklicherweise Recht gegeben. 

magazin: Ist Wiesenau deshalb Blaupause 
für andere Quartiere? 
Karl Heinz Range: Natürlich verfolgen wir 
den Quartiersansatz als unsere Strategie 
auch bei anderen Projekten. Zum Beispiel 
in Ronnenberg-Empelde, wo wir sukzessi-
ve 100 alte Wohnungen mit nicht mehr 
zeitgemäßen Grundrissen und Ausstat-
tungen abreißen, 126 neue bauen und 
auch einen Quartierstreff eröffnen. Als 
Blaupause würde ich Wiesenau dennoch 
nicht sehen. Die Gegebenheiten sind über-
all unterschiedlich, die Zusammensetzung 
der Bevölkerung variiert und die Bedürf-

KARL HEINZ RANGE, 
Geschäftsführer der KSG Hannover
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Karl Heinz Range: Selbstverständlich. In Ba-
denstedt werden wir rund 450 Wohnun-
gen für geschätzt 1 000 Menschen bauen. 
Das ist das bisher größte Wohnungsbau-
projekt, das wir als KSG umsetzen wer-
den. Hier gilt es besonders, den Quartiers-
gedanken auf die Straße zu bringen. Wir 
wollen hier ausdrücklich keine Schlafstadt 
bauen, von wo aus man täglich zur Arbeit 
aufbricht. Wir wollen, dass die Menschen 
im Bentherblick leben, vielleicht auch ar-
beiten und das Quartier als ihre liebens- 
und lebenswerte Heimat mit entwickeln. 
Deshalb ist hier auch der Bau einer Kinder-
tagesstätte geplant sowie die Ansiedelung 
von Handel, Gewerbe und Gastronomie. 
Die optimale Verkehrsinfrastruktur mit der 
Anbindung an den öffentlichen Personen-
nahverkehr ist ebenfalls ein Pluspunkt. 
Darüber hinaus werden wir auch gezielt 

Wohnungsangebote und -formen für Se-
niorinnen und Senioren anbieten, mit spe-
ziellen Angeboten für die Unterstützung 
in der Lebensführung, falls erforderlich. 
Wir geben auch Raum für gemeinschaft-
liches Wohnen und moderne Mikroappar-
tements. Sie sehen, der Bentherblick ist 
eine gestalterische Herausforderung für 
uns, der wir uns gerne stellen werden, mit 
Inhalten, die ich im großstädtischen Kon-
text für realisierbar halte.

magazin: Ihr Kollege Karsten Klaus von ha-
nova hat in der vorhergegangenen Ausga-
be auf die viel zu hohen Baukosten durch 
überbordende Anforderungen an den Neu-
bau hingewiesen. Pflichten Sie ihm bei? 
Karl Heinz Range: Uneingeschränkt ja. Wir 
können den dringend benötigten bezahl-
baren Wohnraum nur anbieten, wenn 
die soziale Wohnraumförderung entspre-
chend angepasst wird. Im freifinanzierten 
Wohnungsbau benötigt man zur Refinan-
zierung eines Projekts eine Miete von ca. 
13 bis 14 Euro pro Quadratmeter. Das 
kann sich nur eine geringere Anzahl der 
Menschen leisten, die heute nach Wohn-
raum suchen. Inzwischen wächst meine 
Hoffnung, dass die Verantwortlichen in 
Politik und Verwaltung den Widerspruch 
zwischen immer steigenden Anforderun-
gen und der Bezahlbarkeit von Wohn-
raum im Neubau verstehen und entspre-
chend handeln. h

nisse der Bewohnerinnen und Bewohner 
sind in Wiesenau andere als in Empelde 
oder auch Hannover-Ahlem, wo wir eben-
falls abreißen und neu gestalten. Aber ge-
nau hierin liegt ja unser Quartiersansatz. 
Eine zielgerichtete Gemeinwesenarbeit 
muss sich, um erfolgreich zu sein, immer 
an den Bedürfnissen der jeweiligen Be-
wohnerinnen und Bewohner orientieren. 
Genau das tun wir.

magazin: In Langenhagen-Wiesenau und 
Ronnenberg-Empelde sind Sie mit der 
Quartiersidee in Bestandsquartieren un-
terwegs. Bei Ihrem geplanten Bauvor-
haben auf dem Gelände des ehemaligen 
Zentralinstituts für Versuchstierzucht in 
Badenstedt sieht dies jedoch anders aus. 
Kommt hier ebenfalls der Quartiersgedan-
ke zum Tragen?
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Namen und 
Nachrichten

Für den Bestand

Der Bauverein Rüstringen setzt weiterhin konsequent auf den Er-
halt des eigenen Wohnungsbestands. Rund sieben Millionen Euro 
werden dafür in diesem Jahr aufgewendet. Ein Schwerpunkt bleibt 
die energetische Sanierung. Aber auch Wohnungsmodernisierun-
gen nach Mieterwechsel stehen auf der Agenda. Dabei prüft die 
Genossenschaft auch, ob in den Wohnungen asbesthaltige Mate-
rialien verbaut worden sind. „Falls ja, werden diese fachmännisch 
entsorgt“, kündigt Vorstand Lutz Weber an. 

Prominente Gäste

Nach 22 Monaten Bauzeit wurde im Februar das erste Gebäude im GEWOBA-Neubau-
projekt Lesum-Park von Mietern bezogen. Bürgermeister Carsten Sieling und Bausena-
tor Joachim Lohse besichtigten kürzlich den Neubau und eine angrenzende Pflege-WG 
für Menschen mit Demenz. Die prominenten Besucher hatten als Einzugspräsent einen 
Obstbaum dabei. Bis zum kommenden Herbst werden insgesamt 116 preisgebundene 
Wohnungen in dem Quartier fertiggestellt. „Hier werden bis zu 260 Menschen leben“, 
sagte GEWOBA-Vorstandsvorsitzender Peter Stubbe. Das Bauprojekt ist Teil des „Sofort-
programms Wohnungsbau“ des Bremer Senats. Das Gesamtinvestitionsvolumen beträgt 
rund 20 Millionen Euro.

24 / 7

Die Baugenossenschaft Wiederaufbau aus Braunschweig hat ihr 
eigenes Kundenportal geöffnet. Rund um die Uhr an sieben Tagen 
in der Woche ist die Genossenschaft nun für ihre Mitglieder er-
reichbar. Vorzugsweise über eine App für Tablet oder Smartphone. 
Gestartet wird das Portal „meineWiederaufbau“ in Wolfenbüttel, 
alle anderen Standorte folgen Mitte Mai. 

Neubau

Die NEULAND Wohnungsbaugesellschaft 
errichtet im Wolfsburger Neubauquartier 
Hellwinkel 150 von insgesamt 750 Woh-
nungen. Die Mieten der öffentlich geför-
derten Wohnungen liegen bei sieben Euro 
pro Quadratmeter. 

Für Reisende

Die GSG Oldenburg investiert acht Millio-
nen Euro für den Bau der neuen Jugend-
herberge. Kürzlich wurde auf der Baustelle 
Richtfest gefeiert. Die Eröffnung ist für den 
1. Oktober geplant. 

Für Familien

In Wolfsburg fehlen familiengerechte Miet-
wohnungen. Die NEULAND Wohnungsge-
sellschaft hat nun eine Initiative zur besse-
ren Verteilung vorhandener Wohnungen 
gestartet. Familien mit mehreren Kindern, 
die auf Wohnungssuche sind, können sich 
bei der NEULAND ebenso melden wie äl-
tere Personen, die sich ggf. räumlich ver-
kleinern wollen oder mehr Barrierefreiheit 
wünschen. 

18 vdw



Frisch gestrichen

Die gbg Hildesheim setzt im Stadtbild ei-
nen farblichen Akzent und lässt gleich 
mehrere Fassaden nach einem ausgeklü-
gelten Farbkonzept aufarbeiten. Im Juni 
soll alles fertig sein und in verschiedenen 
Rottönen schillern. 

Geplant I

Die Ammerländer Wohnungsbau plant in 
der Ortschaft Metjendorf ein „Energie-
Quartier“. Wesentliche Aspekte des Neu-
bauensembles: barrierefrei und klimascho-
nend.

Gefeiert

Landesbischof Ralf Meister, Verbands
direktor Heiner Pott und zahlreiche wei-
tere Prominente haben bei einem Festakt 
der Wohnungsgenossenschaft Soltau zum 
100-jährigen Bestehen gratuliert. Pott 
übergab dem Aufsichtsratsvorsitzenden 
Olaf Klang (links) und Vorstand Ralf Gat-
termann die Jubiläumsurkunde des GdW. 

Gekauft

Die STÄWOG hat im Bremerhavener 
Goethequartier einen weiteren Schritt zur 
Aufwertung des Stadtteils getan und ein 
Mehrfamilienhaus mit 16 leerstehenden 
Wohnungen und einer Gastwirtschaft im 
Erdgeschoss erworben. Das Eckgebäude 
soll in den nächsten Monaten grundsaniert 
und somit zu einem weiteren Puzzlestein in 
der Quartiersentwicklung werden. 

Geplant II

Die GEWOBA hat das frühere Bundeswehr-
hochhaus in der Falkenstraße gekauft. Das 
Hochhaus steht seit Jahren leer. In dem 60 
Meter hohen einstigen Behördensitz sol-
len bis zu 180 bezahlbare Wohnungen 
entstehen, darunter 112 öffentlich geför-
derte Ein- bis Zwei-Zimmerwohnungen. 
Im Erdgeschoss sind Gewerbe- und Einzel-
handelsflächen vorgesehen. Zudem teilte 
die GEWOBA mit, dass der Senat ihr das 
Erstzugriffsrecht für ein Grundstück an der 
Kleinen Weser in Huckelriede übertragen 
hat. Geplant ist dort ein Quartier mit etwa 
270 bis 300 Wohnungen.

Geplant III

In Hannover-Limmer werden auf einer 
Industriebrache 184 Mietwohnungen 
entstehen. Nach Fertigstellung wird das 
Wohnungsunternehmen meravis die Neu-
bauten in ihren Bestand übernehmen. 46 
Wohnungen werden öffentlich gefördert. 
Die Mieten sollen zwischen 9,50 und 11,50 
Euro liegen, im Sozialwohnungsbereich bei 
5,60 bzw. 6,50 Euro pro Quadratmeter. 

Geplant IV

Angesichts der großen Nachfrage am lo-
kalen Wohnungsmarkt drückt auch die 
GBN Nienburg / Weser aufs Tempo. In den 
nächsten Monaten entstehen erstmals in 
Zusammenarbeit mit einem Generalüber-
nehmer zwei neue Mehrfamilienhäuser 
mit jeweils elf Wohnungen. Schon vor 
Projektbeginn liegen zahlreiche Anfragen 
von Mietinteressenten vor. 

Geplant V

Auf einem echten Filetgrundstück, mit-
ten in Hildesheim, nahe der sogenannten  
Bischofsmühle und direkt an der Innerste ge-
legen, wird die kwg Hildesheim zwölf alten-
gerechte Eigentumswohnungen bauen.  
Geschäftsführer Matthias Kaufmann 
rechnet mit reinen Baukosten bis zu fünf  
Millionen Euro. Baubeginn ist für Ende  
dieses Jahres geplant. 

Großes Pensum

Die Baugenossenschaft Wiederaufbau treibt in Braunschweig und Wolfenbüttel den Neu-
bau kräftig voran. An der Ottmerstraße in Wolfenbüttel wurden 80 Wohnungen fer-
tiggestellt. Im Caspari-Viertel dauern die Bauarbeiten noch an. Erste Mieter sind schon 
eingezogen, mit Beginn des Sommers sollen alle 126 Wohnungen fertig sein.
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Für Kinder

Ein Kinder- und Familienzentrum entsteht unter der Regie der GEWOBA in Bremen-
Huchting. Ab Sommer 2002 werden in dem Neubau 60 Kinder unterschiedlichen Alters 
betreut. Außerdem gibt es Platz für Elterntreffs und für Familienberatungen. Die GEWOBA 
investiert rund 3,3 Millionen Euro. 

Viel zu tun

Die gbg Hildesheim will weiterhin in den 
Stadtteil Drispenstedt investieren. Aktuell 
entstehen acht Reihenhäuser. Parallel wer-
den die energetischen Sanierungsmaßnah-
men vorangetrieben. Fünf Millionen Euro 
investiert die gbg allein für diese Projekte. 

Aus einem Guss

Die Braunschweiger Baugenossenschaft modernisiert einen ge-
samten Straßenzug mit einem ehrgeizigen Ziel: „Die Virchow
straße soll eine der schönsten Straßen der Stadt werden.“ Die 
Gebäude sind zwischen 1913 und 1921 entstanden. Viele Details 
sind jetzt bei der Sanierung wieder herausgearbeitet worden. Die 
Gesamtmaßnahme soll 2020 beendet sein. Neben der optischen 
Fassadenaufwertung werden auch Treppenhäuser neu gestaltet, 
neue Fenster eingebaut und Balkone installiert. 

Für Studierende

Das Studentenwerk Hannover hat mit 
den Bauarbeiten für ein Wohnheim  
mit insgesamt 184 Plätzen begonnen.  
Das Land Niedersachsen fördert  
den Neubau mit 3,8 Millionen Euro.  
Das mehrgeschossige Gebäude mit Holz-
fassade soll im Herbst 2020 bezugsfertig 
sein. Wie auch an anderen Hochschul
standorten wird in Hannover ein gravie-
render Mangel an geeignetem Wohnraum 
für Studierende beklagt.

Ausgetauscht

Spektakuläre Bilder aus Sarstedt. Im dor-
tigen Bestand hat die kwg Hildesheim die 
Heizanlage ausgetauscht. Das Heizwerk 
versorgt am Hohen Kamp 112 Einfamilien
häuser, eine Seniorenwohnanlage, eine 
Kindertagesstätte und Mehrfamilienhäu-
ser mit 267 Wohnungen. 

Baustart

Die GEWOBA Bremen 
hat in der Gartenstadt 
Werdersee mit dem Bau 
von 31 preisgebundenen 
Zwei- bis Vier-Zimmer-
wohnungen begonnen. 
Die Fertigstellung ist für 
Anfang 2021 geplant. 
Das Gesamtinvestitions-
volumen beläuft sich auf 
8,5 Millionen Euro. Die 
Kaltmiete wird bei 6,50 Euro pro Quadratmeter liegen. „Somit entsteht hier Wohnraum 
auch für Familien mit kleinem Geldbeutel“, sagte Bausenator Joachim Lohse zum Baustart. 
Von den insgesamt 590 Wohneinheiten, die in dem Neubaugebiet entstehen, wird die 
GEWOBA 240 vorwiegend preisgebundene Mietwohnungen realisieren. Auf knapp 16 
Hektar entsteht in Werdersee eines der größten Bauprojekte Bremens. Als „Gartenstadt 
des 21. Jahrhunderts“ knüpft das Baukonzept an die historische Tradition der Gartenstäd-
te an – mit einem Grünanteil von 70 Prozent.
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Vertrauen

Die Stadt Nordenham setzt bei der 
Nachnutzung des Geländes eines mittler-
weile abgerissenen Krankenhauses voll 
auf die kommunale Wohnungsgesellschaft 
GNSG. Die Ratsmehrheit hat entschieden, 
die Bauflächen auch für den sozialen Woh-
nungsbau zu nutzen. Die GNSG hat bereits 
entsprechende Nutzungspläne vorgelegt. 

Umbau

Die kwg Hildesheim baut in Bad Salzdet-
furth ein denkmalgeschütztes Salinen
gebäude um. Das Haus soll in Zukunft im 
Erdgeschoss das Bergbaumuseum und  
einen Kindergarten beherbergen, im 
Obergeschoss entstehen Räume für eine  
Wohngruppe für Menschen mit einem  
erhöhten Betreuungsbedarf.

Hoher Besuch

Barbara Havliza, Justizministerin des Landes Niedersachsen, ist einer Einladung von VW 
Immobilien nach Wolfsburg gefolgt und hat sich vor Ort über verschiedene Aktivitäten 
des Wohnungsunternehmens informiert. Empfangen wurde sie unter anderem von Ober-
bürgermeister Klaus Mohrs sowie den VWI-Geschäftsführern Meno Requardt und Michael 
Leipelt. Ursprünglicher Anlass war die Verleihung des Qualitätssiegels sicheres Wohnen, 
das sich VWI bereits für einige Bauvorhaben gesichert hat. Neben dem „ausgezeichneten“ 
Quartier Drömlingshöhe führte die Rundtour die Ministerin auch in das Neubauprojekt 
Steimker Gärten. 

Zur Person
Führungswechsel bei der Wohnungsge-
nossenschaft Hameln: Der langjährige 
Vorstand Heinz Brockmann geht im Sep-
tember in den Ruhestand. Sein Nachfolger 
wird Gerd Hundertmark, derzeit Leiter der 
Immobilienvermittlung bei der Sparkasse  
Hameln-Weserbergland und seit 2011 
nebenamtlich im Vorstand der WGH tätig.

Dr. Jürgen Galonska, langjähriger Mitar-
beiter des GdW, ist im Februar verstorben. 
Galonska hat u.a. das EU-Büro des GdW in 
Brüssel aufgebaut und geleitet. 

Meravis-Geschäftsführer Matthias Herter 
ist nach der Mitgliederversammlung von 
Hannover 96 nicht in das Amt des Vereins-
vorsitzenden gewählt worden. Der von 
der Mehrheit der rund 2 000 anwesenden 
Mitglieder gewählte neue Aufsichtsrat ent-
schied sich für einen anderen Kandidaten. 

Jubiläum

Die Bremer Wohnungsbaugesellschaft 
BREBAU hat ihr 80-jähriges Bestehen 
gefeiert – unter anderem mit einer Foto-
kampagne. Die tollen Bildmotive zeigen 
Mieter, Eigentümer und Mitarbeiter in all-
täglichen Situationen – beim Spaziergang, 
bei Sommerfesten, auf der Baustelle oder 
im Beratungsgespräch. „Sie drücken aus, 
wer die BREBAU ist, nämlich ein Teil der 
Familie“, erläutert Bernd Botzenhardt als 
Vorsitzender der Geschäftsführung. Und sein Geschäftsführerkollege Thomas Tietje er-
gänzt: „Ein aktives Quartiersmanagement, ein kundenorientierter Service und ein vielfäl-
tiger und abwechslungsreicher Wohnungsbestand bleiben auch in Zukunft unsere Basis.“

Verhandelt

Das Wohnungsunternehmen Vonovia will 
in Bremen-Lüssum 223 Wohnungen ver-
kaufen. Die GEWOBA prüft für die Stadt 
Bremen einen Ankauf der Bestände. 

Richtfest

Die NEULAND in Wolfsburg baut am 
Laagberg 65 neue Wohnungen und 
mehrere Geschäftsräume. Kürzlich war 
Richtfest, bereits im Juni sollen die ersten 
Umzugswagen rollen. Die Drei- bis Fünf-
Zimmerwohnungen sind barrierfrei. „Der 
Mietpreis liegt unter zehn Euro pro Quad-
ratmeter“, kündigte NEULAND-Geschäfts-
führer Hans-Dieter Brand an. Bereits jetzt 
haben sich mehr als 300 Interessenten auf 
die Warteliste setzen lassen.

Erweitert

Die Wohnbau Diepholz könnte einen neuen Gesellschafter bekommen: Der Rat der Ge-
meinde Stuhr hat sich für den Erwerb von 3,55 Prozent der Geschäftsanteile ausgespro-
chen. Kaufpreis: 173 328 Euro zuzüglich Nebenkosten.
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Unterstützt Sie Ihr Kabelanbieter auch  
mit einer individuellen Digitalisierungsberatung?
Wir machen das. Zukunft – made in Germany.

66 %
DER DEUTSCHEN IMMOBILIENWIRTSCHAFTLICHEN 
UNTERNEHMEN SEHEN IN EINER FEHLENDEN  
DIGITALSTRATEGIE EINE DER GRÖSSTEN  
HERAUSFORDERUNGEN FÜR DIE ZUKUNFT.
Quelle: Smart, Smarter, Real Estate – zweite Digitalisierungsstudie von ZIA und EY Real Estate, 2017
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7. Forum Personal

Wie arbeitet die Wohnungs-
wirtschaft in der Zukunft?
Hannover. Digitalisierung, Wertewandel und Demografie sind 
einige der Transformationstreiber, die die Arbeitswelt verändern. 
Warum erzeugen sie Handlungsbedarf? Wie sieht das Arbeiten 
der Zukunft aus? Von welchen neuen Arbeitsmethoden können 
Wohnungsunternehmen profitieren? Wie kann der Wandel zu ei-
ner neuen Arbeitswelt im Rahmen der Unternehmensentwicklung 
gemanagt werden? Welche Chancen aber auch Risiken bestehen? 
Beim 7. Forum Personal diskutierten 80 Vorstände, Geschäftsfüh-
rer und Personalverantwortliche über die Arbeitswelt 4.0 in der 
Wohnungswirtschaft.

„Mobiles Arbeiten“, „Digital Leadership“, „Arbeitgeberat-
traktivität“ sowie „agiles Lernen“ waren nur einige Begriffe, die 
die Teilnehmer mit der Arbeitswelt 4.0 in Verbindung brachten, 
so die Ergebnisse einer Live-Umfrage zu Beginn des Forums. Da-
bei sahen sie die Digitalisierung als „Treiber“, „Brandbeschleuni-
ger“ und „Hilfsmittel“ des Wandels. Wichtig ist es, sich für die 
Veränderungen zu sensibilisieren und diese in eine ganzheitliche, 
zukunftsweisende Unternehmensstrategie einzubeziehen, so die 
Meinung der Teilnehmer.

Personaler als „Performance Unterstützer“

Prof. Dr. Sascha Armutat, Professor für Personalmanagement 
und Organisation an der FH Bielefeld, konkretisierte den Wan-
del. „Nachhaltigkeit“, „Familie“, „gesunde Arbeitsbedingungen“ 
und „Work Life Balance“ sind Werte, deren Bedeutung bei den 
Arbeitnehmern zunehmend gewachsen ist. Zudem haben techno-
logische Innovationen in die Arbeitswelt Einzug erhalten, sodass 
die Anzahl der Tätigkeiten, die computerisiert werden können, 
steigt. So könne sich auch das Produkt- und Dienstleistungsange-
bot der Wohnungsunternehmen zukunftsweisend verändern und 
erweitern. Erfolgreich kann dies nur geschehen, wenn dies mit 
dem Wandel der Unternehmenskultur einhergeht. Eine wichtige 
Rolle erhalten hier die Personalverantwortlichen. Als „Content 
Manager“ und „Performance Unterstützer“ haben sie die Aufga-
be, noch stärker die Leistung der Mitarbeiter zu unterstützen, sie 
bei ihrer Entwicklung zu fördern, um dem Wandel im Unterneh-
men eine wichtige Basis zu schaffen.
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„Working Out Loud“ – Mentales „Onboarding“ 
für die Digitalisierung

Dr. Sebastian Thomas, HR Strategy der Continental AG, erläuter-
te, wie der zweitgrößte Automobilzulieferer der Welt es schaffte, 
ihre Arbeitsprozesse zum „New Work Style“ zu verändern. Er prä-
sentierte die Arbeitsmethode „Working Out Loud“, mit der die 
Continental AG 160 000 Mitarbeiter fit für die digitale Arbeitswelt 
machte. Die Methode sieht vor, ein Netzwerk aus Mitarbeitern und 
Führungskräften zu bilden, die gemeinsam fortschrittlich agieren, 
Experten zum Thema Digitalisierung werden und somit Verände-
rungsprozesse ins Rollen bringen, um so das Unternehmen bei der 
Umsetzung der Unternehmensstrategie zu unterstützen. 

Felix Heuer, Geschäftsführer Innodrei, und Prof. Dr. Nele Graf, 
Inhaberin der Mentus GmbH und Professorin für Personal und Or-
ganisation der Hochschule für angewandtes Management, gaben 
den Teilnehmern Hilfsmittel an die Hand, mit denen sie ihre Orga-
nisationsstrukturen verändern können. Beispielsweise bieten sich 
„Culture Hacks“ an, um Unternehmenskulturen umzugestalten. 
Darüber hinaus lege agiles Lernen die Grundlage für innovatives, 
digital-affines und vor allem kundenorientiertes Handeln. 

Veränderungen brauchen Mut und Vertrauen

Dr. Frank Eretge, Geschäftsführer bei Gundlach Bau und Immo-
bilien GmbH & Co. KG, betonte, dass beim Einführen neuer Ar-
beitsmethoden Fehler erlaubt seien. Er forderte die Teilnehmer auf 
zu experimentieren. Es biete sich an zu testen, ob Arbeitsabläufe 
mit Rückgriff auf neue Methoden, Arbeitsmodelle oder digitale 
Tools effizienter gestaltet werden können – stetig mit dem Be-
wusstsein, dass nicht jede Methode geeignet sei und nicht alles 
reibungslos funktionieren werde. Eine gewisse Vorstellung von 
dem in der Veranstaltung von Dr. Eretge Gesagten konnten sich 
die Teilnehmer am frühen Abend in den Räumen von Gundlach 
vor Augen führen. Das Traditionsunternehmen steckt mitten drin 
im Umwandlungsprozess zum digitalen und agilen Arbeitgeber. 
Besonders beeindruckt waren beide Exkursionsgruppen von der 
sehr differenzierten und ungewöhnlichen Gestaltung der Büro-
räume und dem Kommunikationskonzept.

Auch Markus Czerner, Keynote Speaker für mentale Stärke, 
Motivation und Erfolg, appellierte für mehr Veränderungsmut. 
Wenn sich Prozesse und Strukturen wandeln werden, sollte sich 
jeder diesen Aufgaben stellen und keine Angst vor zukünftigen 
Veränderungen haben, erläuterte der Experte.

Das Forum Personal ist eine Kooperationsveranstaltung des 
EBZ, VdW Rheinland Westfalen, VdW Bayern, vdw Niedersach-
sen Bremen, vdw südwest, VNW, des Arbeitgeberverbandes der 
Immobilienwirtschaft. Neu dabei ist der vtw, der im kommenden 
Jahr in Erfurt als Gastgeber fungiert, wenn vom 5. bis 6. März 
2020 das 8. Forum Personal stattfindet. h

Dr. Sebastian Thomas, Dr. Frank Eretge, 
Elke Nippold-Rothes, Prof. Dr. Sascha 
Armutat und Klaus Leuchtmann (v.l.n.r.)

Frank Emrich, Nadine Ibing, Karsten Dürkop, 
Sabine Oefner, Andreas Daferner, Andrea Bohn 
und Katja Kaiser-Himmelsbach (v.l.n.r.)
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Digitalisierungstagung von VNW und vdw Niedersachsen / Bremen 
in Hamburg: „Positive Geschichten müssen erzählt werden!“

Hamburg. „Wer nicht mit der Zeit geht, der geht mit der Zeit.“ 
So lautete das Resümee von VNW-Direktor Andreas Breitner  
nach der diesjährigen Digitalisierungstagung in Hamburg, die gut 
200 Vorstände und Geschäftsführer von VNW- und vdw-Woh-
nungsunternehmen besuchten. Digitale Technik sei längst Be-
standteil unseres Lebens, erleichtere Arbeitsprozesse und könne 
dafür sorgen, noch mehr im Interesse der Mieterinnen und Mieter 
zu tun, so der Verbandsdirektor des VNW.

Nachdem die Tagung von Matthias Herter, dem Vorsitzenden 
der Geschäftsführung der meravis Immobiliengruppe eröffnet wur-
de, gewährten Redner aus unterschiedlichen Bereichen einen Ein-
blick in die Herausforderungen und Chancen der Digitalisierung.

Zum Auftakt forderte Philipp Depiereux von der etventure 
GmbH aus München die Gäste auf: „Starten Sie und erzählen Sie 
Ihre positiven Geschichten!“ Depiereux berichtete darüber, wie 
die Digitalisierung Geschäftsmodelle von Grund auf verändert 
und mahnte: „Traditionelle Unternehmen müssen im Rahmen ih-
rer Stärken digitale Stärken aufbauen.“ Im Verlauf der Vorträge 
wurden einige Regeln, die Unternehmen bei der Digitalisierung 
beachten müssen, deutlich.

Regeln der Digitalisierung 

Da ist Regel Nummer 1: Digitalisierung muss stets Chefsache sein. 
Nur wenn der Chef vorangeht, folgen ihm die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter. Es geht um eine grundlegende Transformation,  
darum, Dinge anders zu machen.

Regel Nummer 2: Wer glaubt, dass Digitalisierung ein Thema 
der Technik und der Technikfreaks im Unternehmen ist, der liegt 
falsch. Vielmehr ist Digitalisierung eine unternehmerische Füh-
rungsaufgabe, wenn sie erfolgreich umgesetzt werden soll.

Als Drittes geht es darum, motivierte Menschen zu finden, die 
eine Veränderung als Chance und nicht als Bedrohung begreifen. 
Bewahrungsmentalität ist der ärgste Feind der Digitalisierung. 
Dabei muss der Anstoß nicht unbedingt von außen kommen. Es 
gibt viele Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die schon lange im 
Unternehmen arbeiten und sich auskennen und die für diesen 
Transformationsprozess geeignet sind.

Regel vier besagt, dass man jenen Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern, denen man die Transformation anvertraut, eine „länge-
re Leine“ gewähren sollte. Letztlich ist der Prozess ein Langstre-
ckenlauf, der nur zu bewältigen ist, wenn man den Akteuren in 
einem gewissen Umfang Freiheiten ermöglicht. Dazu gehört, sie 

Die Zukunft schon heute



in einem geschützten Raum, in dem Testen und Scheitern erlaubt 
sind, zu versammeln. Zu langjährigen Mitarbeitern sollten sich 
kluge Köpfe von außen gesellen.

Zu guter Letzt gilt der altbekannte Werbespruch „Just do it!“. 
Jede Idee, mag sie noch so brillant sein, ist nicht das Papier wert, 
auf dem sie niedergeschrieben ist, wenn sie nicht umgesetzt wird. 
Es kommt in letzter Instanz auf die Umsetzung an oder wie Philipp 
Depiereux sagt: „Wir müssen heute beginnen!“

Die Tagung in Hamburg ist ein guter Ort, 
um Erfahrungen auszutauschen

Nach den Worten von VNW-Direktor Andreas Breitner wird die 
Digitalisierung unsere Branche verändern. „Die Prozesse werden 
schneller werden. Wir wollen Mieterinnen und Mieter weniger 
laufen lassen und stattdessen mehr Daten in Bewegung setzen.“ 
Dazu müsse man sich dem Thema stellen. „Das geht am besten, 
wenn man sich zusammensetzt und analog miteinander spricht. 
Und das tun wir bei der Digitalisierungstagung.“

Die nächste Digitalisierungstagung von vdw Niedersachsen 
Bremen und VNW ist für den 25. Februar 2020 erneut im Empire 
Riverside Hotel in Hamburg geplant. h
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grewe Baummanagement
Ein Wartungsvertrag für Ihren Baumbestand

Wir machen Schluss - mit Einzelbeauftragungen, Dokumentationschaos 

sowie zeit- und kostenintensiven Arbeitsprozessen!

Wir können das - digital oder analog.
Vereinbaren Sie eine “Kronen-Pauschale“ mit uns.

Wir erfassen, verwalten und bewirtschaften Ihre Bäume.

Wir organisieren Kontrolle, Pflege, Schnitt, Fällung und Rodung Ihrer Bäume.

Wir pflanzen Ihre erforderlichen Ersatzbäume.

Wir dokumentieren die Ausführung von Maßnahmen an Ihren Bäumen.

Wir gewährleisten die Verkehrssicherheit Ihrer Bäume.

Wir übernehmen Ihre Haftungsverpflichtung.

WiWir übermitteln Ihnen BeKo-gerechte Nachweise.

grewe-gruppe.de
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KLARE LINIE:
Green Tech ist  
kein Mode trend.  
Sondern Ihr Marktvorteil.

STIEBEL ELTRON Energy Campus. Technologie live erleben.

Zukunftssichere Lösungen für Ihren Erfolg.

www.stiebel-eltron.de

Green Tech statt Öl und Gas – die Zukunft gehört der umwelt­
schonenden und effizienten Haustechnik. Unsere innovativen 
Produktlösungen und praktischen Tools wie die Energy Box helfen 
Ihnen dabei, die Wärmewende bei Ihren Kunden voranzubringen.

Warmwasser | Wärme | Lüftung | Kühlung

Anzeigen

Zentrale Wärmeversorgung 
aus einer Hand.
Die Wohnungsstation Logamax kompakt WS170 im Design der Buderus 

Titanium Linie eignet sich ideal sowohl für die Nutzung in Mehrfamilienhäusern 

als auch für Nah- und Fernwärmenetze. Der Systemspezialist Buderus bietet 

hierbei hohen Heiz- und Warmwasserkomfort aus einer Hand: mit innovativen 

Funktionen, optimaler Systemintegration mit Logamatic Regelungstechnik 

sowie dem perfekten Zusammenspiel von Wärmeerzeugung, Wärmeverteilung 

und Wärmeübertragung. 
Logamax kompakt WS170
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„Geht doch, Leute!“

Die Wichmann-Gruppe ist mit rund 600 Wohnungen Celles größter privater Woh-
nungsanbieter. Das Unternehmen geht auf die Initiative von Heinrich Wichmann 
zurück, der schon in den Wirtschaftswunderjahren im Wohnungsbau auf Rationali-
sierung, Mechanisierung und Typisierung gesetzt hat. Als „Pionier des Wohnungs-
baus“ zeichnete Wichmann unter anderem für den Bau des „MobilOil-Hochhauses“ 
verantwortlich. Das 42 Meter hohe Gebäude wurde vor 60 Jahren fertiggestellt. 
Über die Tradition im Unternehmen und das aktuelle Bauprojekt im Stadtteil Heese 
sprach das magazin mit Geschäftsführer Michael Herrmann.

magazin: Wie viel Wichmann-Firmen-
tradition steckt in dem Bauvorhaben 
„HeinzEinz“?
Michael Herrmann: Wir sind wieder ganz 
dicht an unserer DNA! Schon der ganz 
junge „Bauhäusler“ Heinz Wichmann 
begegnete den Herausforderungen der 
Weimarer Republik mit Innovationen und 
wurde im Nachkriegs-Westdeutschland 
mit seiner unglaublichen Wohnungsnot 
zum Pionier einer Epoche, die wir heute 
Bauwirtschaftsfunktionalismus nennen. 

magazin: Was würde Heinz Wichmann  
zur aktuellen Diskussion ums serielle 
Bauen sagen?
Herrmann: “Geht doch, Leute!“ Vielleicht 
würde er 56 Jahre nach seinem Tode 
Shakespeare zitieren: „Gebt, Götter, mir 
Geduld! Geduld tut not!“ Mit Sicherheit 
hätte er aber begeistert zum Hörer gegrif-
fen und seinen berühmten Studienfreund 
Ernst Neufert informiert, den Begründer 
der Bauentwurfslehre. 

magazin: Wie aktiv ist die Wichmann- 
Gruppe derzeit im Neubau?
Herrmann: Unsere Bestände stammen 
fast komplett aus der stürmischen Wirt-
schaftswunderzeit nach 1955. Wir hatten 
alle Hände voll zu tun mit behutsamer Sa-
nierung, energetischer Ertüchtigung und 
Erneuerung des urbanen Wohnumfeldes. 
Jetzt erst können wir uns an neue Heraus-
forderungen heranwagen.

100 Jahre 
bauhaus

Wichmann-Gruppe realisiert Pilotprojekt HeinzEinz 

 
„Zudem sind die Bauteile in einem  
sehr hohen Maß recyclingfähig, was  
unseren Anspruch an die Nachhaltigkeit 
erfüllt...“

30 Serie: 100 Jahre Bauhaus



MICHAEL HERRMANN, 
Geschäftsführer der 
Wichmann-Gruppe

magazin:  Wie kam der Kontakt zur  
Firma Knauf zustande?
Herrmann: Der Kontakt zu der Firma 
Knauf kam über unseren Architekten 
Karsten Stumpf zustande. Stumpf befass-
te sich schon seit Längerem mit der inno-
vativen Bauweise „Stahlleichtbau“, die 
in Deutschland noch nahezu unbekannt 
ist, aber erhebliche Vorteile gegenüber 
den bekannten Bauweisen bietet. Ne-
ben einem sehr hohen Vorfertigungsgrad 
bei geringem Gewicht der Bauteile ist 
auch eine extrem hohe bauliche Qualität 
zu erzielen. Dies wirkt sich auch auf die 
Komfortmerkmale wie Schallschutz bei 
unserem Gebäude aus. Zudem sind die 
Bauteile in einem sehr hohen Maß recy-
clingfähig, was unseren Anspruch an die 
Nachhaltigkeit erfüllt. Die Firma Knauf 
setzt mit ihren neuen modularen Bau
systemen auf diese Bauweise, so dass sich 
die Linien zwischen uns, unserem Archi-
tekten und Knauf genau bei diesem Pilot-
projekt treffen mussten.

magazin: BIM ist in unserer Branche noch 
längst nicht jedermanns Sache. Welche 
Erfahrungen haben Sie damit gemacht?
Herrmann: Es ist richtig, dass BIM in der 
Baubranche in Deutschland noch keine 
große Rolle spielt. Viele stehen am Start, 
aber der Startschuss scheint noch nicht 
gegeben. Im Ausland ist das schon kom-
plett anders. Für unser Gebäude HeinzEinz 
ist BIM auch noch nicht zur Anwendung 
gekommen, da es sich um eine komplette  
Neuentwicklung handelt. HeinzEinz ist 
aber der Startpunkt für BIM, da sich das 
dafür entwickelte Bausystem exzellent für 
digitale Prozesse eignet. Eine entsprechen-
de Software, die vom Entwurf bis in eine 
weitgehend automatisierte Produktion  
greift, ist bereits in Programmierung. 

 
„Zum Jubiläum 100 Jahre Bauhaus 
sollten wir nicht nur nostalgisch 
rückwärts schauen, sondern 
weit nach vorn! ...“

magazin: Ihr Projekt wird sicherlich 
bundesweit Beachtung finden.  
Was können Sie Ihren Kollegen in  
anderen Wohnungsunternehmen  
mit auf den Weg geben? 
Herrmann: Digitalisierung bedeutet ge-
rade beim Bauen: Ohne mutige Vorrei-
ter wird Deutschland auch hier den glo-
balen Entwicklungen hinterherlaufen.  
Zum Jubiläum 100 Jahre Bauhaus sollten 
wir nicht nur nostalgisch rückwärts schau-
en, sondern weit nach vorn! 

magazin: Wichtiges Thema derzeit  
sind natürlich die Baukosten.  
Wie teuer ist „HeinzEinz“?
Herrmann: Das Thema der Baukosten ist 
immer wieder und überall im Gespräch. 
Sie sind Hemmnis und auch Motor der 
Bauwirtschaft. Auf der Strecke bleiben 
kostengünstige Gebäude mit erschwing-
lichen Mieten. Die Gründe dafür liegen 
vorrangig sowohl im Bereich der zum 
Teil völlig überzogenen Vorschriften als 
auch in politischen Gründen. Was wir 
für HeinzEinz sagen können ist, dass wir 
für 8 Euro den Quadratmeter vermieten 
werden. Da es sich um ein Pilotprojekt 
handelt, können wir keine vergleichbaren 
Kosten nennen. Wir wissen aber, dass das 
System von Knauf einen deutlichen Bei-
trag zur Einsparung von Baukosten leisten 
kann – bei steigender Qualität und ver-
kürzter Bauzeit. 

magazin: Vielen Dank für das Gespräch. h
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100 Jahre 
bauhaus

Bauhaus in Hamburg 
Vor 100 Jahren wurde die berühmte Kunstschule  
in Weimar gegründet. Architektin Annette Niethammer zeigt, 
wo ihr Einfluss in der Hansestadt zu sehen ist. 
VON HANNA KRÜGER
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Hamburg. Majestätisch ragt die markan-
te, an einen Schiffsbug erinnernde Spitze 
des zehnstöckigen Kontorhauses in den 
Himmel. Seine Fassade besteht aus fast 
fünf Millionen Klinker- und Backsteinen, 
die zum Teil Ornamente und Muster er-
geben. Innen beeindrucken gewundene 
Treppenhäuser und prächtige Mahagoni
türen. Kein Wunder, dass das 1922 bis 
1924 von Fritz Höger errichtete Chilehaus 
von Anfang an als Ikone der Architektur 
gefeiert wurde. Heute gilt es als beispiel-
haft für den Backstein-Expressionismus – 
eine eigenständige Spielart der Moderne 
aus der ersten Zeit der Bauhaus-Phase in 
Weimar.

Die Stadt Hamburg hat das Chilehaus 
daher als Werbegesicht für ihre Teilnahme 
an den Feierlichkeiten zum Bauhaus-Jahr 
2019 erkoren. Nichts Neues für das Ge-
bäude: Bereits 1925 galt es als Werbe-
Ikone, sogar für ganz Deutschland. Das 
beweist zum Beispiel eine Grafik aus dem 
Jahr 1925, mit der die Touristeninforma-
tionszentrale an der Fifth Avenue in New 
York für „Germany“ warb.

Mehr als 100 Objekte in Hamburg

Eine DIN A4-Kopie dieses Posters hat 
Annette Niethammer in einem Ordner 
abgeheftet, zwischen vielen Aufnahmen 
und Beschreibungen weiterer Hamburger 
Gebäude, die der klassischen modernen 
Architektur zugeordnet werden können. 
Etwa 150 Objekte umfasst die Daten-
bank, die die Bauhaus-affine Hamburger 
Architektin in den vergangenen drei Jah-
ren in Eigeninitiative durch umfassende 
Recherchen und Nachforschungen zu-
sammengestellt hat. Dass es so viele wer-
den, hatte sie anfangs gar nicht erwartet. 
„Der Großteil der Hamburger Architek-
tur aus den 1920er-Jahren – etwa von  
Fritz Schumacher und den Gebrüdern 
Gerson – ist zwar sachlich, aber nur mo-
derat modern. Dass es eine mindestens 
ebenso große Baumasse mit Charakteristi-
ka der klassischen Moderne gibt, hat mich 
überrascht“, sagt die 49-Jährige, die seit 
2003 in der Hansestadt lebt.

Für die Bauhaus-Epoche interessiert sie 
sich seit dem Studium, in dem sie sich auch 

mit Architekturgeschichte beschäftigt hat. 
„Am Ende der Gründerzeit herrschte Stil-
pluralismus. Für ein Rathaus etwa wählte 
man Neogotik, für ein Gerichtsgebäude 
Neoklassizismus.“ Die Bauhaus-Gründer 
hätten erstmals ein ganz anderes Ziel ge-
habt. „Sie wollten Kunst, Handwerk und 
Industrie zusammenbringen und Material 
und Konstruktion zeigen.“ Während ihr 
Fokus in der ersten Phase des Bauhauses 
auf Handwerk und Kunst gelegen habe, 
hätten in der zweiten Phase industrielles 
Bauen und sachliche Formen eine größere 
Rolle gespielt.

Anlässlich des Bauhaus-Jahres hat  
Annette Niethammer den Chatbot „Ham-
burg modern” entwickelt: eine App, die 
ihre Nutzer zu den wichtigsten Gebäuden 
der klassischen Moderne führen soll. „Es 
geht mir darum, das kulturelle Erbe auch 
digital zu verbreiten“, sagt sie. Das Pro-
jekt ist fast abgeschlossen und geht dem-
nächst an den Start – in Kooperation mit 
dem Verein Architektursommer, der in die-
sem Jahr das Bauhaus-Jubiläum aufgreift 
und dazu viele Veranstaltungen organi-
siert hat. Annette Niethammer wird sich 
auch mit einem Vortrag daran beteiligen 
(„Hamburg modern”, 23. Mai, 18 Uhr, 
Museum für Hamburgische Geschichte).

Bestimmte Merkmale zeigen 
Bauhaus-Einfluss 

Kann man auch ohne ihren digitalen 
Stadtführer erkennen, ob das Bauhaus auf 
die Architektur eines Gebäudes Einfluss 

genommen hat? Ja, sagt die Expertin, da 
gebe es bestimmte Merkmale. Dazu gehö-
ren etwa durch Putz oder Simse ausgestal-
tete Fensterbänder, die die Horizontalität 
betonten, flexible Grundrisse und flache 
Dächer sowie Materialien wie Glas, Stahl 
und Beton. Sie demonstriert das auf einer 
Exkursion rund um die Alster (und einem 
Abstecher an die Elbe). An beispielhaft 
elf Gebäuden erklärt sie uns den Einfluss 
von Bauhaus-Stars wie Walter Gropius,  
Ludwig Mies van der Rohe oder auch  
einem Le Corbusier aus Frankreich.

Unsere Tour beginnt beim Chilehaus, 
das Kaufmann Henry Brarens Sloman, der 
in Chile durch den Salpeterhandel reich 
geworden war, als „Geschenk“ an seine 
Heimatstadt errichten ließ. „An seiner 
Architektur lässt sich gut erkennen, dass 
in der ersten Phase, als sich das Bauhaus 
noch in Weimar befand, das Handwerk 
im Vordergrund stand“, sagt Annette  
Niethammer und weist auf die dunklen, 
bewusst unvollkommenen Klinker.

„Die Reliefs und Muster, in denen sie 
verlegt wurden, erhöhen sich durch die 
Kombination mit den keramischen Reli-
efs von Richard Kuöhl zu einem expres-
sionistischen Gesamtkunstwerk.” Zudem 
sei der Bau ein Symbol der Stärke in der 
schwierigen Inflationszeit der jungen  
Weimarer Republik gewesen, sagt die  
Architektin. Viele Arbeiter, aber auch  
später berühmte Hamburger Architekten 
wie Karl Schneider oder Friedrich Dyrssen 
hätten durch diesen Großauftrag eine  
Anstellung gefunden.
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Transparenz: ein wichtiger Aspekt 
der Moderne

Während das Chilehaus die erste Bau-
haus-Phase abbildet, steht die 1929 von 
Architekt Walther Puritz errichtete Brücke 
am Kellinghusenbahnhof für die neue 
Sachlichkeit der Dessauer Zeit. „Das Brü-
ckenbauwerk greift die Architektur des 
Gropius-Baus in Dessau auf: Eine vor das 
tragende Skelett gehängte Glasfassade 
gibt den Blick auf das Innenleben frei“, er-
klärt Annette Niethammer. Das Besondere 
an der Brücke seien die im Querschnitt 
dreieckigen Holzsprossen in einem war-
men Indisch-Rot. 

„Holz ist eigentlich kein Material der 
Sachlichkeit.“ Die Verglasung und das 
Fehlen einer schrägen Dachkonstruktion 
dagegen zeigten den damaligen Trend der 
Entmaterialisierung. „Transparenz war ein 
wichtiger Aspekt der Moderne“, erläutert 
die Architektin. „Sie war aber auch funkti-
onal: Beim Begehen der Brücke sollte man 
sehen, wo man ist.“ Das alte Stellwerkge-
bäude, das noch heute neben den Gleisen 
steht, besaß früher die gleichen Sprossen-
fenster wie die Brücke. Ein entsprechen-
des Foto hat Annette Niethammer im 
Hochbahn-Archiv entdeckt.
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In seinem Gründungsmanifest von 
1919 hatte Gropius unter anderem fest-
gelegt, dass das Bauhaus eine Zunft 
sein wolle „ohne klassentrennende An-
maßung, die eine hochmütige Mauer 
zwischen Handwerkern und Künstlern“ 
bilden wolle; und darin sollten auch „Stu-
dierende an Werken der Meister mitarbei-
ten“. Diesen Gedanken griffen die Archi-
tekten Hinsch und Deimling beim Bau der  
Handelsschule Schlankreye auf – „eines 
der wenigen Hamburger Schulgebäude 
aus der Zeit, die nicht von Fritz Schumacher  
selbst entworfen wurden“, betont Niet-
hammer.

Sie deutet auf ein zweiflügeliges Back-
steingebäude mit gerasterter Außenfassa-
de, das auf einem ockerfarbenen Sockel 
thront und dessen lin-
ker, leicht geschwun-
gener Flügel die Kurve 
der dahinter liegen-
den U-Bahn-Gleise 
aufgreift. „Gropius 
sah in der Aufgabe 
einer Schule nicht nur 
die reine Wissensver-
mittlung. Vielmehr sollten Schüler und 
Lehrer zusammenkommen und zusam-
men arbeiten, ähnlich wie Dozenten und 
Studenten im Bauhaus.“ Diese Funktionen 
bilde die Schule nach außen ab: etwa mit 
der Turnhalle oder mit dem Sockel, in dem 
ein Jugendheim untergebracht war. f

„... ohne klassentrennende Anmaßung, 
die eine hochmütige Mauer zwischen 
Handwerkern und Künstlern bilden  
wolle...“

„Gropius sah in der 
Aufgabe einer Schule 
nicht nur die reine 
Wissensvermittlung...“
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Fensterbänder, weiße Flächen  
und Dachgärten

Nicht die Kurve der Bahn, sondern die 
des Straßenverkehrs greift das 1927 von 
Karl Schneider errichtete Großwohnhaus 
Burmeister an der Maria-Louisen-Straße 
63 bis 67 auf. „Schneider, der zeitweise 
bei Gropius im Büro gearbeitet hat, war 
der wichtigste Exponent des neuen Bauens 
in Hamburg“, sagt Expertin Niethammer. 
Das Winterhuder Wohnhaus, das auf einer 
Plattform fünf Stufen über dem Gehwegni-
veau liegt, fällt durch vier vertikale Treppen-
haus-Fensterbänder auf, die die horizonta-
len Flächen gliedern. Ansonsten gilt es als 
eher zurückhaltende Interpretation des 
modernen Bauens. Ganz anders dagegen 
das ebenfalls von Schneider entworfene 
Landhaus Michaelsen am Falkenstein. 
1923 erbaut, erregte das eigenwillige,  
L-förmige und collagenartig aus mehreren 
Gebäudeteilen zusammengesetzte Ensem-
ble großes Aufsehen. Heute ist in dem wei-
ßen Gebäudekomplex über der Elbe das 
Puppenmuseum untergebracht.

Neben weißen Flächen und langen 
Fensterbändern gehörten nach Meinung 

des Architekturpioniers Le Corbusier zu 
den typischen Merkmalen eines moder-
nen Gebäudes auch Dachgärten und Ele-
mente aus der Schiffsarchitektur. Der Düs-
seldorfer Architekt Emil Fahrenkamp griff 
das 1931 für die Kruspig-Villa am Harve-
stehuder Weg 45 auf, die heute zum Sitz 
des Verlags Hoffmann und Campe gehört. 
Ein rundes Fenster erinnert an ein Bullau-
ge, Freitreppen führen gangwayartig zur 
Haustür und in den Garten, und auf dem 
Flachdach der Backstein-Villa thront einer 
Kommandobrücke gleich ein turmartiger 
Aufbau. Eine „Komposition aus sachli-
chen Kuben“ nennt Architektin Nietham-
mer das Gebäude. Sie freut sich, dass es 
in gutem Zustand ist und noch immer als 
Solitär dasteht, obwohl auch die umlie-
genden Häuser zum Verlag gehören und, 
da sie nicht denkmalgeschützt ist, mit der 
Villa hätten verbunden werden können.

Weniger erfreut ist sie beim Anblick 
eines Gebäudes an der Ecke Lerchenfeld/ 
Oberaltenallee, direkt neben den U-Bahn-
Gleisen. Errichtet wurde es 1929 von Ar-

„Komposition aus  
  sachlichen Kuben“



chitekt und Bauherr Paul A. R. Frank, der 
unter Oberbaudirektor Fritz Schumacher 
unter anderem Laubenganghäuser in 
Dulsberg, Zeilenbauten in der Jarrestadt 
sowie die Frank’sche Siedlung in Klein 
Borstel schuf. „Bei diesem Eckhaus hat er 
sich viele Gedanken gemacht. Er hat mit 
Baumaterialien experimentiert und die 
mit Putz ausgestalteten Fensterbänder 
und die Loggien zu einer gestalterischen 
Einheit gefügt“, erläutert Annette Niet-
hammer. Mit dem ehemaligen Munds-
burg-Haus, das früher anstelle des Ernst 
Deutsch Theaters stand, habe das tur-
martig errichtete Gebäude ein städtebau-
lich wichtiges Ensemble gebildet. Dass es 
heute trotz Denkmalschutz in einem stark 
vernachlässigten Zustand ist, macht sie 
skeptisch. „Die Frage ist, was als Nächstes 
passiert. Es wäre sehr schade, wenn es mit 
Wärmeverbundsystem verkleidet oder gar 
abgerissen wird.“

Eine gestalterisch ähnliche Situation 
findet man an einem ebenfalls denkmal-
geschützten Wohnhaus an der Eppen-
dorfer Landstraße 47 bis 49: Auch hier 
betonen Loggien, Fenster und Vordächer 
die horizontale Gliederung, erbaut wurde 

es 1924 bis 1928 von Robert Friedmann. 
„Das Besondere sind der tiefe Gebäude-
grundriss und der vielfältige und diffe-
renzierte Einsatz des Klinkers in der Fas-
sade – beides deutet auf großbürgerliches 
Wohnen hin“, sagt Annette Niethammer 
und fügt erläuternd hinzu: „Durch seinen 
symmetrischen Aufbau jedoch ist dieses 
Gebäude viel konservativer als etwa die 
Kruspig-Villa, wo Kuben als Skulpturen 
angeordnet und inszeniert wurden, um 
spannende Außenräume zu kreieren.“

Bauherr des Eppendorfer Wohnhau-
ses war Heinrich Levy, der Vorsitzende des 
liberalen jüdischen Tempelverbands. Er 
engagierte Friedmann ein paar Jahre spä-
ter erneut, zusammen mit Architekt Felix 
Ascher: für den Bau der Synagoge an der 
Oberstraße, die heute vom NDR als Studio 
genutzt wird. Anders als in anderen Syn-
agogen gab es hier eine Orgel und deut-
sche Gesänge, hat Annette Niethammer 
bei ihren Recherchen erfahren. Sie macht 
auf die symmetrische Gestaltung des Au-
ßenraumes vor der Synagoge aufmerk-
sam: ein leicht erhöhter Platz, zwei Seiten-
flügel, die mit dem Mittelteil verschränkt 
sind. Verkleidet sind die drei Baukörper 
mit Muschelkalkplatten, die in Größe 
und Form mit dem jeweiligen Gebäude-
teil korrespondieren. „Eine sachliche und 
differenzierte Komposition, typisch für die 
Moderne“, sagt die Architektin.

Spuren jüdischer, vom Bauhaus beein-
flusster Architekten findet man auch ein 
paar Meter weiter in der Sophienterrasse. 
Sophieneck haben Semmy Engel, der auch 
die später zerstörte Hamburger Hauptsyn-
agoge am Bornplatz errichtet hatte, und 
sein Sohn Bernd die weißen Häuser mit 
den gerundeten Erkern genannt. „Ich fin-
de es schön, dass die Architekten eine für 
Harvestehude typische weiße Fassade mit 
klassischen Klinkern verwoben und die 
Horizontalität herausgearbeitet haben“, 
sagt Annette Niethammer. Ebenfalls ein 

Merkmal der Moderne bei den 1928 er-
bauten Häusern, deren Architekten spä-
ter mit Berufsverbot belegt und in die 
Emigration gezwungen wurden, sind die 
Dachterrassen, die für alle Bewohner über 
Treppenaufgänge zu erreichen sind. „Das 
greift Corbusiers Schiffs- und Dachgarten-
idee auf.“

Die Moderne zeigt sich erst  
beim zweiten Blick 

Während das Chilehaus das älteste Bei-
spiel mit Bauhausbezug ist, gilt das Kunst-
haus am Jungfernstieg als das jüngste. 
Das Gebäude, das den meisten nur als 
Sitz des Staubsaugeranbieters Vorwerk 
bekannt sein dürfte, ist die letzte Station 
unserer Tour. In seiner Gestaltung erinnere 
es an die sogenannte organische Moder-
ne eines Erich Mendelsohn und natürlich 
an das Deutschlandhaus jenseits des Gän-
semarkts, bemerkt Annette Niethammer. 
Das Kunsthaus selbst wurde zwar schon 
1862 erbaut, seine Fassade aber 1932 von 
Paul Huster umgebaut. Vielleicht hatte er 
das Ende schon geahnt, das die Nazis dem 
Gedanken des Baushauses und dem neu-
en Bauen bald setzen sollten.

Jedenfalls griff er bei der Gestaltung 
der Fassade besonders viele moderne Ele-
mente auf: Fenster- und Putzflächen, die 
zu dunkelbraunen Bändern zusammenge-
fasst sind, Gesimse aus Beton und die Ate-
lierverglasung im Galeriegeschoss machen 
die flächige Klinkerfassade plastisch. Bei 
aller Begeisterung über das Haus bedauert 
Annette Niethammer doch eines: „Eine 
angemessene abendliche Beleuchtung der 
Galerieverglasung hätte die Transparenz 
der Fassade noch unterstrichen.“ Doch die 
Glasflächen sind abgeklebt. Und damit ein 
Synonym für die vom Bauhaus beeinfluss-
te Moderne, die in Hamburg oft nur auf 
den zweiten Blick sichtbar ist. h

ANNETTE NIETHAMMER, 
Architektin

Annette Niethammer wurde 1969 in Friedrichs
hafen am Bodensee geboren. Sie studierte 
zunächst an der ETH Zürich Architektur und 
machte 1999 an der Columbia University in New 
York ihren Master mit Schwerpunkt Architektur-
geschichte. Nachdem sie drei Jahre in Berlin als 
Architektin gearbeitet hatte, übt sie ihren Beruf 
seit 2003 in Hamburg aus. Mit Mann und Töch-
tern (sieben und zwölf) lebt sie in Winterhude.
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DIE AZUBI-KAMPAGNE 
STARTET DURCH!

Neue Homepage für die Zielgruppe und 
die Wohnungsunternehmen

Die bereits seit 2009 bestehende Ausbildungskampagne „Im-
mobilienkaufmann /-frau“ nimmt wieder Fahrt auf… Zum neuen 
Flight der Kampagne (Schaltung von Onlinewerbung), wurde die 
Homepage komplett neugestaltet. Da die Nutzung von Websei-
ten in der jungen Zielgruppe mittlerweile überwiegend auf mo-
bilen Geräten stattfindet, wurde die Homepage genau auf diese 
Erfordernisse hin entworfen (Responsive Design). 

Neu: Die Jugendlichen können mit einem interaktiven Text 
spielerisch die eigenen Wünsche mit den vielfältigen Möglichkei-
ten in diesem Beruf abgleichen. So wird schon früh auf die Ent-
wicklungsmöglichkeiten in unserer Branche hingewiesen.

Kurzweilige interaktive Informationen über die Branche, per-
sönliche Ansprache und echte Azubis begrüßen die Besucher der 
Seite, die Startseite hat ein Newsportal und es sind die Videos 
zugänglich. Natürlich gibt es auch alle wichtigen Infos zum Aus-
bildungsberuf und der Ausbildungsdatenbank sowie Fakten zur 
Branche: www.Immokaufleute.de 

Unternehmenswebseite – 
alles, um die Kampagne zu nutzen 

Die Webseite für die Unternehmen informiert über die Kampag-
ne, gibt einen Überblick über bereits erzielten Erfolge und berei-
tet den Weg zur Implementierung der Azubi-Kampagne in ihre 
Unternehmen. Sie können Ihr Stellengesuch eintragen und von 
der Bekanntheit und deutschlandweiten Verbreitung bei Jugend-
lichen profitieren: http://unternehmen.immokaufleute.de

Nutzen Sie die Materialien zu attraktiven Konditionen  
für Ihre Azubisuche: 

•	 Gewünschtes Werbemittel auswählen 
•	 Anfrage via Online-Bestellformular oder einfach  

per E-Mail, via Fax oder Telefon 
•	 Individuelles Angebot mit eigener Auflage und  

Logo erhalten 
•	 Kurzfristige Lieferung an Sie 
•	 Und schon können Sie Ihr Unternehmen als attraktiven 

Arbeitgeber präsentieren 
Mehr Details dazu auch unter: 
www.unternehmen-immokaufleute.de

Jetzt auf morgen vorbereiten... 

...und Jugendliche, Azubis und künftige Mitarbeiter auf Ihr Woh-
nungsunternehmen hinweisen. Profitieren Sie von unseren Kon-
takten zu den Jugendlichen. Stellenbörse nutzen, Werbemittel 
produzieren, an Messen beteiligen, eigene Webseite ergänzen, 
Anzeigen erstellen u.v.m. 

Stellenbörse der Immokaufleute!

Dabei sein, Präsenz zeigen – Ihr Unternehmen in der Ausbildungs-
datenbank des GdW. Um die Wohnungsunternehmen für Inter-
essierte auffindbar zu machen und die Suche nach geeigneten 
Auszubildenden möglichst einfach zu gestalten, wurde die Stel-
lenbörse der Immobilienkaufleute permanent weiterentwickelt. 

Der Zugang zur Stellenbörse ist unter www.unternehmen- 
immokaufleute.de zu finden. Einfach auf der Startseite auf „Login 
für Unternehmen“ gehen. Anschließend muss die Anmeldung 
mit den Zugangsdaten erfolgen. Falls die Daten nicht vorliegen, 
wenden Sie sich bitte beim GdW an Claudia Meyer 
Tel: 030 82 403 127 oder E-Mail: meyer@gdw.de. h

Die Azubi-Kampagne – 
Wert(e)voller als Sie denken!
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Keine Trendumkehr am 
Wohnungsmarkt in Sicht

Das Missverhältnis zwischen Angebot und Nachfrage bleibt be-
stimmend für den deutschen Wohnungsmarkt. Im vergangenen 
Jahr sind die Neuvertragsmieten (Angebotsmieten) erneut stär-
ker gestiegen als die allgemeinen Verbraucherpreise, die Ange-
botskaufpreise wiederum legten kräftiger zu als die Mieten – die 
Kompression der erzielbaren Mietrenditen hat sich damit weiter 
fortgesetzt. Die Hochphase am Wohnungsmarkt hält nun bereits 
seit zehn Jahren an, eine grundlegende Trendumkehr ist auch im 
elften Jahr des aktuellen Zyklus nicht absehbar.

Trotz nachlassender Asylmigration nach Deutschland wächst 
die Bevölkerung weiter – auch in 2018 wurde das Geburtende-
fizit erneut durch die Zuwanderung aus dem Ausland überkom-
pensiert. Nach der Schätzung des Statistischen Bundesamts ist 
die Einwohnerzahl Deutschlands im vergangenen Jahr um ca. 
200 000 Personen auf rund 83 Millionen gestiegen. Maßgeblich 
hierfür war der positive Außenwanderungssaldo von geschätzt 
+340 000 bis +380 000 Personen. Regional entwickelt sich die 
Wohnungsnachfrage jedoch sehr unterschiedlich: Während in 
den vergangenen Jahren insbesondere in den großen Städten und 
ihrem Umland teils deutliche Einwohnerzuwächse zu verzeichnen 
waren, ist die Zahl der Einwohner in den ostdeutschen Landkrei-
sen seit 2011 überwiegend zurückgegangen.

Auch wenn sich das Nachfragewachstum zuletzt insgesamt 
abgeschwächt hat, kommt die Angebotsausweitung weiterhin 
nur schleppend voran. Der Frühindikator Baugenehmigungen 
zeigt lediglich im Geschosswohnungsbau nach oben, die Ge-
samtzahl der erteilten Genehmigungen (inkl. Baumaßnahmen 
und Wohnungen in Nichtwohngebäuden) lag in 2018 in etwa auf 
dem Vorjahresniveau (-0,2  Prozent auf rund 347 300 Wohnun-

gen). Nach der Schätzung von GEWOS dürfte die Zahl der Fer-
tigstellungen in 2018 erstmals seit 2001 die Marke von 300 000 
Wohnungen überschritten haben, im laufenden Jahr dürften 
schätzungsweise rund 320 000 neue Wohnungen hinzukommen. 
Damit ist die Bautätigkeit jedoch weiterhin zu schwach, um den 
in den vergangenen Jahren entstandenen Nachfrageüberhang 
nachhaltig abzubauen, wenn man einen jährlichen Baubedarf 
von mindestens 350 000 Wohnungen unterstellt. Neben dem 
Engpassfaktor Bauland stehen mittlerweile auch zunehmende Ka-
pazitätsengpässe im Baugewerbe einer raschen Ausweitung des 
Wohnungsangebots entgegen. Hinzu kommen Preissteigerungen 
bei Baustoffen und Bauprodukten, die sich entsprechend auf die 
Baupreise auswirken, sowie langwierige Planungs- und Genehmi-
gungsprozesse und komplexe Bauvorschriften. Das von der Bun-
desregierung avisierte Ziel von 1,5 Millionen neuen Wohnungen 
in der laufenden Legislaturperiode wird sich somit nur schwer 
erreichen lassen.

Folgerichtig hat sich der Anstieg der Neuvertragsmieten 
im vergangenen Jahr weiter fortgesetzt. Deutschlandweit lag 
der mittlere Angebotsmietpreis im dritten Quartal 2018 bei  
7,06 Euro / qm. Gegenüber dem dritten Vorjahresquartal ergibt 
sich ein Anstieg um 3,9 Prozent. Die Neuvertragsmieten sind da-
mit etwas stärker gestiegen als in dem entsprechenden Vorjah-
reszeitraum, als ein Anstieg um 3,6 Prozent zu verzeichnen war 
(3. Quartal 2017 gegenüber dem 3. Quartal 2016). Unterjährig 
verlief die Entwicklung im vergangenen Jahr relativ konstant, eine 
Abschwächung der Mietenentwicklung am aktuellen Rand ist 
nicht feststellbar. Seit dem Beginn der Zeitreihe im ersten Quartal 
2007 sind die Neuvertragsmieten bundesweit um 36,8 Prozent 
gestiegen. 

Der Anstieg der Neuvertragsmieten betrifft bereits seit eini-
gen Jahren den weit überwiegenden Teil der deutschen Kreise. Im 
vergangenen Jahr sind die Neuvertragsmieten lediglich in Wolfs-
burg, im Landkreis Vorpommern-Greifswald und im thüringischen  
Saale-Orla-Kreis leicht zurückgegangen. Die Spanne der klein-
räumig ermittelten Mietpreise ist allerdings groß. So liegen die 
Neuvertragsmieten in den ostdeutschen Landkreisen mehrheitlich 
unter 6 Euro / qm, teilweise sogar unter 5 Euro / qm. Aber auch im 
Norden Deutschlands gibt es Regionen mit weit unterdurchschnitt-
lichen Mieten von knapp unter oder über 5 Euro / qm (so zum 
Beispiel die niedersächsischen Kreise Lüchow-Dannenberg und 
Holzminden sowie der Kreis Ludwigslust-Parchim). Die höchsten 
Mieten weisen weiterhin die A-Städte auf. In allen sieben bevöl-
kerungsreichsten deutschen Städten liegen die mittleren Neuver-
tragsmieten mittlerweile über der Marke von 10 Euro / qm – auch 
in Berlin, wo die Mieten im vergangenen Jahr um 9,2 Prozent auf  
10,04 Euro / qm zulegten. Im Norden Deutschlands weist Ham-
burg mit einer mittleren Neuvertragsmiete von 10,90 Euro / qm das 
höchste Mietniveau auf. Mit bereits großem Abstand folgen die 
Großstädte Hannover (8,89 Euro / qm), Wolfsburg (8,55 Euro / qm) 
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und Braunschweig (8,10 Euro / qm) sowie diverse Landkreise im 
Hamburger Umland mit Mieten von mehr als 8 Euro / qm. Ne-
ben Hamburg, wo die Neuvertragsmieten binnen Jahresfrist um 
5,7 Prozent zulegten, war die größte Mietendynamik im vergan-
genen Jahr erwartungsgemäß in den größeren norddeutschen 
Städten zu beobachten. In Osnabrück erhöhte sich die mittlere 
Neuvertragsmiete innerhalb eines Jahres um 6,6 Prozent auf 7,99 
Euro / qm im dritten Quartal 2018. Auch in Oldenburg, Lübeck, 
Kiel und Bremen lagen die Zuwachsraten oberhalb der bundes-
weiten Steigerungsrate von 3,9 Prozent (vgl. Abb. 1).

Auch die Kaufpreise für Eigentumswohnungen sind in 
Deutschland im vergangenen Jahr weiter gestiegen. Im dritten 
Quartal 2018 kosteten Bestandswohnungen im bundesweiten 
Mittel rund 1 875 Euro / qm, gegenüber dem dritten Vorjahres-
quartal ergibt sich damit eine Preissteigerung von 8,2  Prozent. 
Bereits im Jahr zuvor waren die Preise für Eigentumswohnun-
gen mit der gleichen Rate gestiegen. Mittlerweile zeichnet sich 
jedoch eine leicht abnehmende Preisdynamik ab. So legten die 
Wohnungspreise im ersten Quartal 2018 noch um 2,5  Prozent 
gegenüber dem Vorquartal zu, im dritten Quartal 2018 lag die 
Steigerungsrate gegenüber dem Vorquartal nur noch bei 1,8 Pro-
zent. Seit Beginn der Zeitreihe im ersten Quartal 2007 sind die 
Kaufpreise für Eigentumswohnungen bundesweit um 77,1 Pro-
zent gestiegen. 

Der Anstieg der Wohnungspreise stützt sich auf eine breite 
regionale Basis. Die wenigen festgestellten Preisrückgänge be-
treffen mehrheitlich ostdeutsche – insbesondere thüringische 
und sachsen-anhaltinische –, aber auch einige norddeutsche 
Landkreise (beispielsweise die niedersächsischen Kreise Helmstedt 
und Uelzen). Wie das Mietniveau so variiert auch das Niveau der 
Kaufpreise für Eigentumswohnungen regional stark. Mehr als die 
Hälfte der deutschen Kreise weist ein Kaufpreisniveau unterhalb 

des bundesdeutschen Mittels auf. Vielerorts werden Eigentums-
wohnungen für weniger als 1 500 Euro / qm angeboten, in weiten 
Teilen Ostdeutschlands sowie im südwestlichen Niedersachsen, im 
nordöstlichen Bayern sowie in einigen Kreisen in Rheinland-Pfalz 
liegen die Wohnungspreise sogar unterhalb der Marke von 1 000 
Euro / qm. Am oberen Ende des Wertespektrums befinden sich 
seit Jahren überwiegend süd- und südwestdeutsche Städte und 
Landkreise. Die Stadt München weist mit 6 390 Euro / qm bun-
desweit weiterhin das mit Abstand höchste Preisniveau für Eigen-
tumswohnungen auf. Auf den weiteren vorderen Rangplätzen  
folgen diverse Kreise im direkten Münchner Umland sowie wei-
tere A-Städte und oberbayrische Landkreise. Der Umstand, dass 
sich unter den 50 teuersten Kreisen mit Hamburg lediglich eine 
norddeutsche Stadt befindet, ist Ausdruck der allgemeinen Ten-
denz von einem in Süd-Nord- sowie West-Ost-Richtung verlau-
fenden Preisgefälle. In den fünf nördlichen Bundesländern weist 
Hamburg mit 3 850 Euro / qm das höchste Preisniveau auf, gefolgt 
von der Stadt Hannover mit 2 630 Euro / qm (jeweils III-2018). Ein 
Kaufpreisniveau von mehr als 2 000 Euro / qm erreichen weiter-
hin große Städte wie Bremen, Braunschweig, Kiel, Lübeck und 
Rostock sowie einige Kreise im Hamburger Umland und an Nord- 
und Ostsee (Nordfriesland, Ostholstein, Landkreis Rostock). Die 
stärksten Preissteigerungen waren im vergangenen Jahr wieder-
um in den großen norddeutschen Städten zu verzeichnen. Beson-
ders kräftig erhöhten sich die Kaufpreise für Eigentumswohnun-
gen in Rostock (+13,5 Prozent auf 2 440 Euro / qm) und Lübeck 
(+12,7 Prozent auf 2 190 Euro / qm). In Hamburg erhöhten sich 
die Wohnungspreise innerhalb eines Jahres um 10,4 Prozent (je-
weils III-2018 gegenüber III-2017). Hohe Zuwachsraten oberhalb 
der bundesweiten Preissteigerung waren auch für Bremen und 
Hannover festzustellen (vgl. Abb. 2).

Abb. 1: Entwicklung der Mietpreise, I-2007 bis III-2018  Quelle: ImmobilienScout24, GEWOS
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In Anbetracht der anhaltenden Angebotsknappheit dürfte 
sich der Preisauftrieb am deutschen Wohnungsmarkt in 2019 
fortsetzen. Zumal das nach wie vor günstige Zinsumfeld sowie 
steigende Beschäftigtenzahlen und Einkommen die Nachfrage 
nach Wohnimmobilien weiter stützen. Insbesondere in den Bal-
lungsräumen ist im laufenden Jahr von weiteren deutlichen Kauf-
preissteigerungen auszugehen. Dabei dürfte sich die Marktan-
spannung in zunehmendem Maße von den Kernstädten auf ihr 
Umland übertragen, teilweise steigen die Preise im Umland der 
großen Städte aufgrund von Ausweichbewegungen bereits jetzt 
stärker als in der jeweiligen Kernstadt. Neben den sieben bevölke-
rungsreichsten deutschen Städten und anderen stark nachgefrag-
ten Großstädten sind auch für Städte aus der zweiten und dritten 
Reihe, mit zuzugsbedingt stark steigender Nachfrage, steigende 
Preise zu erwarten. Neben den Kaufpreisen werden auch die 
Wohnungsmieten ihren Aufwärtstrend in 2019 weiter fortsetzen. 
Im laufenden Jahr dürften die Neuvertragsmieten erneut stärker 
steigen als die allgemeine Inflation. Daran wird auch die Verschär-
fung der Mietpreisbremse zum 1. Januar 2019 nichts ändern 
können. Ob Mieter, die unbedingt eine Wohnung benötigen, von 
ihrem Recht auf Rüge unzulässig hoher Mieten Gebrauch machen 
werden, bleibt angesichts des knappen Wohnungsangebots frag-
lich. Denkbar ist allerdings eine leicht abnehmende Mietendyna-
mik im laufenden Jahr, auch weil das Niveau der Neuvertragsmie-
ten vielfach bereits sehr hoch ist. 

Preisregulierende Maßnahmen wie die Mietpreisbremse set-
zen jedoch an den Symptomen, nicht den Ursachen an – einen 
Beitrag zur Behebung der Knappheitssituation am deutschen 
(Miet)Wohnungsmarkt leisten sie nicht. Im Gegenteil, über die 
möblierte Vermietung oder die verstärkte Umwandlung von Miet- 
in Eigentumswohnungen, könnte das Angebot in dem von der 
Bremse regulierten Segment der (nicht umfassend modernisier-

ten) Bestandswohnungen sogar noch zurückgehen. Gefragt sind 
stattdessen gezielte, nachhaltig wirkende Anreize für den Bau von 
Wohnungen, die über Strohfeuereffekte hinausgehen, wie sie 
durch das im vergangenen Jahr eingeführte Baukindergeld oder 
die geplante Sonderabschreibung für den Bau von Mietwohnun-
gen zu erwarten sind. Aufgrund der zeitlichen Befristung wird von 
der Sonder-AfA, sollte sie in der aktuellen Fassung den Bundesrat 
passieren, kein nachhaltiger Impuls für die Wohnungsbauinvestiti-
onen ausgehen, der einen entsprechenden weitreichenden Kapa-
zitätsaufbau im bereits stark ausgelasteten Baugewerbe nach sich 
ziehen könnte. Daher dürfte von der Sonder-AfA eine zusätzliche 
preistreibende Wirkung ausgehen. Sinnvoller wäre dagegen eine 
Erhöhung der linearen AfA. Auch dass durch das Baukindergeld 
der Neubau entscheidend angeschoben wird, ist nicht zu erwar-
ten. Eine nennenswerte Wirkung wird es allenfalls in Niedrigpreis-
regionen entfalten können, in angespannten Wohnungsmärkten 
mit entsprechend hohen Bauland- und Immobilienpreisen wird 
der staatliche Zuschuss Schwellenhaushalten nicht über die hohe 
Eigenkapitalhürde hinweghelfen. Vorrangig dürfte es also zu Mit-
nahmeeffekten kommen. 

Der Weg zu einer spürbaren Verbesserung der Angebotssitu-
ation und einer damit verbundenen Entspannung am deutschen 
Wohnungsmarkt führt letztlich nur über die Ausweisung von 
mehr Bauland – in Verbindung mit Verdichtungsmaßnahmen. 
Hier ist u.a. die eingerichtete Baulandkommission gefragt, zügig 
Handlungsmöglichkeiten aufzuzeigen. Fest steht, für eine prak-
tikable und nachhaltige Lösung des Baulandproblems wird es 
darauf ankommen, dass alle föderalen Ebenen zielgerichtet zu-
sammenarbeiten. Darüber hinaus gilt es, weitere Hemmnisse und 
Preistreiber zu beseitigen, etwa über die Reduzierung von Bau-
vorschriften und schnellere Genehmigungsverfahren (Stichwort 
Typengenehmigungen). h

Abb. 2: Entwicklung der Kaufpreise für Eigentumswohnungen, I-2007 bis III-2018  Quelle: ImmobilienScout24, GEWOS
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Lebensräume
Wie wird sich unser Leben in den nächsten Jahrzehnten entwickeln? 

Welche Neuerungen prägen unsere Sicht auf die Dinge und welche 

gesellschaftlichen Umwälzungen nehmen besonders großen Einfluss 

auf unseren Alltag? Welche Auswirkungen haben diese Veränderun-

gen auf die Art, wie wir leben, lieben – und wohnen werden? 

Wir sollten in Zukunft häufiger vom Lebens- anstatt vom Wohn-
raum sprechen, denn wir tauchen ein in die Ära der Multifunkti-
onalität. Unser Leben findet mehr und mehr im Transit statt, in 
„Third Places“, vielfältigen Verbindungen zwischen „real“ und 
„digital“. Räume und Möbel, Gebäude und öffentlicher Raum, 
die nur einem Zweck dienen, haben genauso ausgedient wie die 
Familie Mustermann. 

Gleichzeitig steigt dadurch die Sehnsucht nach einem Zuhau-
se und nach Gemeinschaft zum Batterie-Aufladen in einer kom-
plexen Welt. Lebensqualität wird beim Wohnen in der Zukunft 
also völlig neu definiert. 

Multigrafisches Wohnen

Aus vorhersehbaren Biografien sind vielfältige, von Brüchen ge-
prägte Multigrafien geworden: Bis in die 1970er Jahre lebten die 
meisten Menschen gemäß einer dreiteiligen „Normal-Biografie“: 
Kindheit und Jugend (als Ausbildungszeit), Berufstätigkeit und 
Familienzeit (als Reproduktionsphase) sowie Ruhestand. Ein linea-
rer, stufenmäßiger Ablauf. Die neue Lebensphase begann, wenn 
die andere abgeschlossen war. Die Rollenverteilung innerhalb der 
Familie war klar, der Mann „verdiente die Brötchen“, die Frau 
kümmerte sich um Kinder und Heim. Diese vorgegebenen Le-
bensmodelle sind passé: An die Stelle der „Biografie“ rückt die 
„Multigrafie“. Zwischen Jugend- und Erwachsenenphase schiebt 
sich die Postadoleszenz, eine Zeit des Ausprobierens und der 
Selbstfindung, in der man sich über die ungefähre Richtung be-
wusst wird, in die man beruflich wie privat gehen möchte. Dann 
beginnt – in der Regel mit Ende 20 – die „Rush Hour des Lebens“. 

Sie endet mit Beginn der Fünfziger, wenn die Kinder aus dem 
Haus sind, gefolgt vom „Zweiten Aufbruch“: Menschen um die 
50 starten oft beruflich oder privat noch einmal neu durch. 

Innovativer Wohnungsbau und zukunftsweisendes Immobili-
enmanagement werden daher auch neue Konzepte entwickeln, 
die eine funktionale Integration und Konvergenz unterschiedli-
cher Lebensbereiche zulassen: Wohnen und Arbeiten, Arbeiten 
und Konsum, Kinder- und Altenbetreuung am Wohn- und Ar-
beitsort, Privat- und Geschäftsleben – all das wird künftig (wieder) 
stärker ineinandergreifen. Weil bauliche Strukturen aus diesem 
Grund schneller und flexibler auf gesellschaftliche Veränderun-
gen reagieren müssen, die notwendigen Herstellungs-, Bewirt-
schaftungs- und Modernisierungskosten jedoch weiterhin hoch 
sind, werden Wohnungen, Grundrisse, Gebäude und Quartiere 
zunehmend multifunktional und „nutzungsneutral“ gestaltet. 
Sie ermöglichen so vielfältige Lebens- und Wohnmodelle, bieten 
beispielsweise Hausgemeinschaften und Räume der Begegnung, 
die den Zusammenhalt fördern. Auch Mehrgenerationen-Wohn-
gemeinschaften und Baugruppen von Privatpersonen, die sich zu-
sammenschließen, um gemeinsame Wohnwünsche zu realisieren, 
werden immer selbstverständlicher.

Durch intelligente Nutzungskonzepte werden so aus reinen 
Wohnhäusern und -vierteln Räume, die rund um die Uhr „in Be-
trieb“ sind. Co-Working Spaces – moderne, voll ausgestattete Ge-
meinschaftsbüros, die temporär an Freelancer vermietet werden 
– finden sich dort ebenso wie Angebote zur Kinderbetreuung, 
Elder Care Services, Gemeinschaftsgärten und andere Angebote 
zur gemeinschaftlichen Nutzung wie Do-it-yourself-Werkstätten 
und Wissenscafés für Lernangebote von Bürgern für Bürger.
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Dörfliche Strukturen in der Stadt

Vielfalt und regionale Identität schließen sich dabei immer we-
niger aus. Das urbane Wir-Gefühl fördert eine Entwicklung, die 
den Städten einen provinziellen Touch gibt. Immer häufiger fin-
den Quartiersbildungen statt, die dem vermeintlich anonymen 
Großstadtmenschen das Gefühl der Zugehörigkeit geben, wie sie 
sonst nur in ländlichen Gebieten vermutet wurde. Stadtteilfeste, 
nachbarschaftliche Communities und Urban Gardening-Projekte 
sind nur einige der vielen Trends, die das Phänomen in einem 
sich selbst verstärkenden Kreislauf am Leben halten: Je mehr sich 
der Einzelne mit seinem Viertel identifizieren kann, desto stärker 
engagiert er sich auch weiter in seinem Stadtteil und fördert so 
ein kollaboratives, identitätsstiftendes Setting, das auch andere 
anzieht. Nebenan.de und fragnebenan.com sind Beispiele für 
Online-Plattformen, über die das Leihen von Haushaltsgegenstän-
den, Babysitting, Blumengießen, Einkaufsdienste, die Begleitung 
bei Arztbesuchen und sonstige nachbarschaftliche Hilfen organi-
siert werden können. 

Im Falle von Baugruppen werden auch neue Wohnkomplexe 
zu einem Lebensraum, der einer großen Vielfalt von Lebensstilen 
ein Dach über dem Kopf bietet – ein „Mikro-Dorf-Gefühl“ inner-
halb des Wohnhauses entsteht. Doch auch die ländlichen Regio-
nen rüsten auf und bieten immer häufiger eine hohe Vielfalt an 
kulturellen Events und verschiedenen Freizeitangeboten an. Klei-
ne Dörfer vernetzen sich real-digital und sorgen auf Plattformen 
wie zukunftsorte.at für Sichtbarkeit. 

Ein Leben lang: Wohnen in der Silver Society

Die Alterung der Gesellschaft ist ein weltweites Phänomen, das 
immer sichtbarer wird und alle Bereiche unseres Lebens verän-
dert – die städtische und ländliche Infrastruktur, die Produktan-
gebote und Serviceleistungen von Unternehmen oder unsere Art 
zu arbeiten. Die elementaren Umbrüche verlangen nach neuen 
Antworten auch und gerade im Bereich des Wohnens. Denn das 
Konzept der Altenheime passt einfach nicht mehr in die neue Al-
terskultur – so paradox das auf den ersten Blick klingen mag. Dies 
ist nicht nur das Ergebnis eines tendenziell aktiveren Lebensstils 
älterer Menschen, einer wieder wachsenden Wertschätzung ge-
genüber dem Alter allgemein, sondern auch von neuen Techno-
logien im Bereich Ambient Assisted Living (AAL) und Konzepten, 
die es erlauben, bis ins hohe Alter in den eigenen vier Wänden 
unabhängig und selbstbestimmt zu leben. 

Die wachsende Gruppe der „jungen Alten“ leben künftig 
gemeinsam mit anderen Menschen unterschiedlichen Alters in 
Gemeinschaftswohnprojekten. Mehrgenerationen-Wohnprojekte 
oder die selbstorganisierte Alterswohngemeinschaft erfreuen sich 
immer größerer Beliebtheit. In einer Alters-WG können sich ältere 
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Menschen untereinander austauschen. Dort finden sie die Basis 
für gemeinsame Aktivitäten, aber ebenso die Möglichkeit zum 
Rückzug in ihre Privaträume. 

Ageless und Universal Design-Konzepte sorgen dafür, dass 
Alltagsprodukte und Wohnungseinrichtungen so gestaltet 
sind, dass eine flexible, leichte und intuitive Nutzung mit hoher 
Fehlertoleranz möglich ist. Ein wesentlicher Aspekt dabei ist, 
dass Barrierefreiheit und Ästhetik nicht länger als Gegensätze 
weit voneinander entfernt koexistieren. Dabei ist wichtig, einen 
Qualitätsmaßstab zu etablieren, der generationenübergreifende 
Vorteile bietet. Denn letztlich profitieren alle Generationen von 
Maßnahmen zur Barrierefreiheit. Die richtige Breite von Durch-
gängen, leicht bedienbare Fenster und Türen, stufenlose, stol-
perfreie Wege, rutschhemmende Oberflächen, sichere Griffe im 
Sanitär- und Treppenbereich, angepasste Arbeitshöhen und Be-
leuchtung – generationenkompatibel statt nur altengerecht. Das 
kommt in Zukunft einem familienfreundlichen und damit auch 
Mehrgenerationen-Wohnen zugute.

Wie wohnen wir in Zukunft? 

Wir legen die Weichen für die Zukunft des Wohnens bereits heute. 
Dabei ist es wichtig, Wohnen ganzheitlich zu betrachten und die 
Frage ins Zentrum zu rücken: Was sind die vielfältigen Bedürfnisse 
und Ansprüche der Bewohner an ihr Wohnumfeld in einer zuneh-
mend individualisierten und konnektiven Welt? Die Antwort liegt 
in einem neuen, ganzheitlichen Verständnis von Zuhause. Dabei 
ist es wichtig, Lebensräume neu zu denken. Denn eines ist klar: 
Wir brauchen neue, kreative Wohnkonzepte, wenn diese mit der 
Lebensführung im 21. Jahrhundert Schritt halten wollen. h

„Kleine Dörfer vernetzen sich real-digital  
und sorgen auf Plattformen wie zukunftsorte.at 
für Sichtbarkeit.“
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Hannover. Alle Beteiligten müssen zusammenarbeiten, um aus-
reichend bezahlbaren Wohnraum in unseren Städten zu schaffen. 
Die stadtregionale Kooperation und der Dialog zwischen Stadt-
politik, Stadtöffentlichkeit und Wohnungswirtschaft spielen dabei 
eine Schlüsselrolle. Dies ist das zentrale Ergebnis der Regionalkon-
ferenz „Akzeptanz für mehr Wohnungsbau in Stadt und Region“ 
in Hannover, die das Bundesministerium des Innern, für Bau und 
Heimat (BMI) initiiert hatte. 

Der Deutsche Verband für Wohnungswesen, Städtebau und 
Raumordnung (DV) sowie das Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und 
Raumforschung waren mit der Umsetzung der Veranstaltung be-
traut. Der vdw Niedersachsen Bremen war ebenfalls mit im Boot. 
„Nachdem wir bereits bei unserer Jahresauftaktveranstaltung 
auf das Thema Partizipation und Bürgerbeteiligung abgehoben 
haben, erscheint die Regionalkonferenz wie eine logische Fort-
setzung. Wir bedanken uns beim Bund, dass er sich für dieses 
wichtige Thema Hannover als Tagungsort ausgesucht hat“, sagte 
vdw-Verbandsdirektor Heiner Pott.

„Wer ‚mein Wohl‘ mit Gemeinwohl verwechselt, polarisiert, 
verhärtet die Fronten und manövriert sich zielsicher in die Hand-
lungsunfähigkeit“, so DV-Präsident Michael Groschek. „Woh-
nungsmärkte funktionieren mittlerweile regional. Städte und Ge-

meinden in Ballungszentren müssen bei der Wohnungsbaupolitik 
und der Baulandentwicklung über ihren kommunalen Tellerrand 
hinausschauen und über die Stadtgrenzen hinweg gemeinsam 
handeln, um Lösungen zu finden.“ Dies habe die vom DV in 
Auftrag gegebene Expertise zur Stärkung der interkommunalen 
Zusammenarbeit bei der Wohnbaulandentwicklung erneut bestä-
tigt. 

Die bei der Konferenz vorgestellten stadtpolitischen Strategien 
aus Wolfsburg (Referent: NEULAND-Geschäftsführer Hans-Dieter 
Brand) und Göttingen (Referentin: Volksheimstätte-Vorstand 
Heike Klankwarth) belegten diesen Ansatz: Vorausschauendes, 
innovatives und kooperatives Flächen- und Prozessmanagement 
erhöhen die Handlungsfähigkeit der Kommunen beim Woh-
nungsneubau. Dies sei auch dringend nötig, meinte Groschek, 
denn die Wohnungsmärkte sind landauf, landab unter Druck: 
„Unsere Annahme, Deutschland sei gebaut, hat sich als histori-
scher Irrtum herausgestellt. Alle Statistiken sind von der Realität 
überholt worden.“ Groschek sprach sich dafür aus, insbesondere 
in Ballungszentren keine eingeschossige Bebauung etwa bei Ver-
brauchermärkten zuzulassen, sondern immer auch die Chancen 
für den Wohnungsbau zu nutzen. 

Groschek: Deutschland ist gebaut 
– ein historischer Irrtum!
Regionalkonferenz in Hannover stellt Bedeutung von Dialog und 
Kooperation aller Akteure heraus 
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Ähnlich äußerten sich auch Hannovers Oberbürgermeister 
Stefan Schostok und Regionspräsident Hauke Jagau. Sie mahnten 
mehr bezahlbaren Wohnraum an, verwiesen aber auch auf fehlen-
de Baulandreserven und Engpässe bei der Bauwirtschaft und dem 
Handwerk. Bauminister Olaf Lies warnte davor, die städtebauli-
chen Fehler der Vergangenheit zu wiederholen. Er sprach sich für 
einen „kontinuierlichen öffentlich geförderten Wohnungsbau“ 
aus. Das Land Niedersachsen halte an seinem Ziel fest, bis 2030 
rund 40 000 neue öffentlich geförderte Wohnungen zu errichten. 
„Dazu brauchen wir nicht nur viel Geld, sondern können auch 
an anderen Rahmenbedingungen schrauben. So gilt es, dafür zu 
sorgen, dass öffentliches Bauland zu vernünftigen Preisen zur Ver-
fügung gestellt wird. Klimafreundliches und barrierefreies Bauen 
muss in einem vernünftigen Rahmen stattfinden, der die Normen 
nicht überreizt. Und auch in kleineren und mittleren Städten und 
im ländlichen Raum soll das Wohnen bezahlbar bleiben – wenn 
wir die ländlicheren Regionen durch eine gute Anbindung an den 
öffentlichen Nahverkehr aufwerten und attraktiver machen, wird 
sich die Lage auf dem Wohnungsmarkt ebenfalls entspannen“, 
so der Minister. 

Monika Thomas, Abteilungsleiterin im BMI, verwies darauf, 
dass durch die Ankündigung der neuen Bundesförderung in Höhe 
von 2,5 Milliarden Euro die soziale Wohnungsförderung erstmals 
seit vielen Jahren wieder im Bund etabliert ist. Für das nächste 
Jahr kündigte sie zudem eine Wohngeldreform an, die vermut-
lich auch eine dynamische Anpassungsformel enthalten werde. 
Thomas betonte außerdem die Bedeutung von Bündnissen und 
Kooperationen auf städtischer, regionaler sowie Bundes- und 
Landesebene für mehr Akzeptanz im Wohnungsneubau. „Nur 
wenn es gelingt, die Interessen von Anwohnern, Investoren, von 

Städten und Gemeinden und die Interessen der ‚neuen Nachbarn‘ 
miteinander in Einklang zu bringen, kann Wohnungsneubau 
gelingen.“ Das spiegelte sich auch auf der Projektebene wider, 
wie beim neuen Bremer Hulsberg-Viertel, das u.a. von Manfred 
Corbach (GEWOBA) vorgestellt wurde, und beim hannoverschen 
Großprojekt Kronsrode, das Ralf Traupe (meravis) präsentierte. 
Eine offene Kommunikation und ein frühzeitiges Einbinden aller 
Akteure erhöhen die Akzeptanz. 

Die an der Konferenz beteiligten Wohnungsunternehmer 
betonten unisono, dass fehlendes Bauland und hohe Baukos-
ten die aktuell größten Herausforderungen für die Branche sei-
en. Karl Heinz Range, Geschäftsführer der KSG Hannover, hob 
in der Podiumsdiskussion hervor, dass die derzeitige Förderkulisse 
überhaupt nicht ausreiche. Er erwarte nun, dass das Land die im 
Bündnis für bezahlbares Wohnen erzielten Ergebnisse lückenlos 
umsetze. Brand erinnerte daran, dass der Wohnungsneubau in 
den vergangenen Jahren praktisch zum Erliegen gekommen war: 
„Die NEULAND hat von 2008 bis 2018 50 Wohnungen gebaut. 
In den kommenden zehn Jahren werden wir 1 000 Wohnungen 
bauen.“ Klankwarth verwies auf eine Vielzahl kleiner Vorschrif-
ten mit großen finanziellen Auswirkungen auf die Bauherren und 
damit letztlich für die Mieter. „Nehmen wir nur den aus Brand-
schutzgründen vorgeschriebenen Obentürschließer, der inklusive 
einer automatischen Öffnungsanlage und der Wartung erhebli-
che Mehrkosten für unsere Mieter mit sich bringt. Generell ge-
sagt: Die technische Gebäudeausstattung ist zu teuer geworden.“ 

Die Konferenz ist Teil einer regionalen Veranstaltungsreihe des 
Bundesministeriums des Innern, für Bau und Heimat zum Thema 
Neubauakzeptanz. Die ersten drei Tagungen fanden 2017 und 2018 
in Köln, Nürnberg und Stuttgart statt. h

Regionspräsident Hauke Jagau, Umweltminister Olaf Lies, Abteilungleiterin 
im Bundesinnenministerium, Monika Thomas, DV-Präsident Michael Groschek, 
Hannovers Oberbürgermeister Stefan Schostok, Senatsbaudirektorin  
Prof. Dr. Iris Reuther und Dirk Streicher, Vorstandsvorsitzender des  
BFW-Landesverbandes Niedersachsen / Bremen (v.l.n.r.)

links oben: Florian Kommer, Manfred Corbach, Kirsten Klehn
links Mitte: Kai-Uwe Hirschheide, Hans-Dieter Brand, Mathias Metzmacher
links unten: Ralf Traupe, Michael Heesch
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Ihr Energiepartner. 
Ganz persönlich.
Vertrauen Sie auf einen Energiepartner, der  
die Anforderungen der Wohnungswirtschaft 
kennt. Der Erfahrung und Innovation einsetzt  
und so die besten Lösungen für Sie findet. 
Auch für die Zukunft. 

Egal ob es um Energie und Wärme,  
E-Ladestationen, Photovoltaik oder  
andere nützliche Dienstleistungen geht. 

Vertrauen Sie auf enercity.

Sind Sie interessiert?
Dann freuen wir uns über Ihre Kontaktaufnahme oder direkte  
Bewerbung für unsere Standorte Bremen, Hannover und Leverkusen. 
Senden Sie bitte Ihre Bewerbungsunterlagen, die wir absolut vertraulich  
behandeln, unter Angabe des möglichen Eintrittstermins sowie Ihrer Gehalts -
vorstellung per E-Mail (PDF-Format) an: personalabteilung@gap-group.de

• Kundenberater und IT-Consultants (w/m)
• Produktmanager Branchensoftware (w/m)
• Vertriebsmitarbeiter Innendienst in Bremen (w/m)

Wir suchen Sie für unsere
wohnungswirtschaftliche 
ERP-Software immotion® 

www.gap-group.de
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Connect now.
Zukunftssicher vernetzt. 

Die smarte Funklösung Minol Connect macht die Abrechnung für Sie ab sofort genauer, 
einfacher und sicherer denn je. Und ist dank offenem Übertragungsstandard LoRaWANTM 
bereit für alle vernetzten Anwendungen der Zukunft. Sind Sie bereit für den nächsten Schritt? 
minol.de/connect
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„Das 
kann ich!“
Wohnungsunternehmen können Lernfibeln für Grundschulen 
mitgestalten. Die Bücher sollen den Heimatkundeunterricht 
unterstützen.

Hannover. In neuen Wohnquartieren, wo 
soziale Strukturen gerade erst entstehen, 
haben Kinder einen großen Einfluss auf 
das Verhalten ihrer Eltern. Sie bestimmen 
mit, was gekauft werden soll, und beein-
flussen durch ihre Interessen und Wün-
sche die Gestaltung des Wohnumfeldes. 

Kinder nehmen Lebensorte ein und 
füllen sie mit Leben aus. Kinderlachen er-
freut alle Generationen und erinnert einen 
selbst an schöne, zurückliegende Zeiten. 
Kurzum, wer Kinder für seine Ziele und 
Vorstellungen gewinnt, wird langfristig 
auch Erwachsene für Themen wie Ver-
antwortung, Gesundheit, Sicherheit und 
Glück und erreichen können.

Bunt und vielfältig

Die Wohnungswirtschaft greift diese Zu-
sammenhänge auf und verarbeitet sie 
kindgerecht. Von Lehrern wurde deshalb 
ein buntes Arbeitsheft mit curricularem 
Anspruch entwickelt, das im Sachunter-
richt einer 3. oder 4. Klasse eingesetzt 
werden soll. Die inhaltlichen Konzepte 
sind pädagogisch ausgewogen und von 
Pädagogen entwickelt. Das Thema lautet: 
„Schönes Wohnen entdecken“.

Individualisierung medial nutzen

Wohnungsunternehmen, die Mitglied im 
Verband norddeutscher Wohnungsunter-
nehmen (VNW) und im vdw Niedersachen 
Bremen sind, können die Hefte in Teilen 
mitgestalten und haben die Möglichkeit, 
das Heft eigenen Anforderungen anzu-
passen. Das können neben Crossmarke-
ting und Werbeseiten eigene städtische, 
ländliche oder regionale Themen und 
Kontaktmöglichkeiten sein.

Das Heft eignet sich aufgrund seiner 
didaktischen Qualität zur Unterstützung 
des lokal orientierten Sachunterrichts in 
Schulen, der früher einmal als „Heimat-
kunde“ bezeichnet wurde. Insofern bildet 
eine Zusammenarbeit mit Grundschulen 
vor Ort strategische Möglichkeiten. So 
zeigen sich die Wohnungsunternehmen 
mitverantwortlich für lokale Bildung und 
können dies für sich medial nutzen.

Inhalte und Ziele

Die Themen des Heftes „Das kann ich!“ 
gehen auf die Initiative „grün gedacht 
– grün gemacht“ zurück. Spielerisch, 
motivierend und kindgerecht werden 

die Themen umgesetzt. Eine möglichst 
reibungslose Bearbeitung wird durch die 
selbsterklärende und sprachsensible Ge-
staltung der Inhalte erreicht. Konkrete 
Themen sind unter anderem das Leben in 
der Gruppe, Lüften, Haustiere, Ver- und 
Entsorgung, Sicherheit, Grundriss, Zim-
mergestaltung und Glück.

Ziel ist, dass die Kinder sich mit ver-
schiedenen Aspekten ihrer Wohn- und Le-
benssituation auseinandersetzen und zu 
einem bedachten, nachhaltigen und ge-
meinschaftsförderlichen Verhalten einge-
laden werden. Highlight des Heftes ist der 
Bau eines eigenen Papierhauses, das die 
Nachwuchsarchitekten nach ihren kindli-
chen und kreativen Vorstellungen selbst 
herstellen können.
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INDIVIDUALISIERBAR:
  Einbinden werblicher Seiten

  Berücksichtigung regionaler Themen

  Farbliche Anpassungen an das 
 Erscheinungsbild ihres Unternehmens

VON LEHRKRÄFTEN ENTWICKELT!

Bei zu hoher Luftfeuchtigkeit kann in der Wohnung Schimmel entstehen. Damit das nicht passiert, müssen Zimmer regelmäßig gelüftet werden.

Wann gelüftet wird

Wann wird gelüftet? 
Wie wird gelüftet? Kreise ein.
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a) wenn es draußen regnet

b) bei Sonnenschein

c) nach dem Aufstehen 

d) zwanzigmal am Tag

e) im Winter den ganzen Tag lang
f) während man im Urlaub ist

g) dreimal täglich fünf bis zehn Minuten
h) nach dem Duschen

a) b) c) d) e) f) g) h)

SLÖSUNGSWORT
12

Wo Feuchtigkeit entsteht
Atmung, Schweiß oder Wasserdampf erhöhen die Feuchtigkeit in der Luft.

Wo entsteht Feuchtigkeit? Verbinde.

13

Haben Sie gegebenenfalls Grundschu-
len im Quartier, die Interesse an den Fi-
beln haben und die Sie auf diese Weise 
unterstützen wollen? Bestehen Kontakte 
zu Grundschulen in Ihrer Stadt, die Sie auf 
diese Weise festigen wollen?

Die Initiatoren wollen dieses Projekt 
unbedingt umsetzen. Die Individualisie-
rung einer Umschlagseite ist bei bei einer 
Mindestabnahme von 2 500 Heften bei 
einem Einzelpreis von 3,99 EUR zuzüglich 
Versand möglich. Individuelle Konfektion 
ist auf Anfrage möglich. Themenanpas-
sung vorbehalten.

Wer Interesse hat: Bestellung, Konfektionierung und Beratung bitte per E-Mail unter: 
mk@das-kann-ich.shop h
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Neue IFB-Studie

Vermehrte Elementarschäden an Gebäuden 
sind Folgen des Klimawandels

Eine innerhalb eines Gemeinschaftsprojektes vom Bauherren-
Schutzbund e.V., der VHV-Allgemeine Versicherung AG (VHV) 
und dem Institut für Bauforschung e.V. erstellte Studie befasst 
sich mittels Auswertung von Schadendaten zu Schadenhäufigkeit 
und Schadendurchschnitt bei Sturm-, Hagel- und Elementarschä-
den mit der Frage, ob zum jetzigen Zeitpunkt der viel zitierte Kli-
mawandel anhand dieser Daten schon belegt werden kann. Ein 
derartiger Nachweis lässt sich derzeit insgesamt noch nicht füh-
ren. So dokumentieren insbesondere die ausgewerteten Daten 

Abb. 1: Schadenhäufigkeit gemäß VHV-Daten, 2007 bis 2016
Daten: VHV, Grafik: IFB

des Gesamtverbandes der Deutschen Versicherungswirtschaft e.V.  
(GDV) zur Schadenhäufigkeit durch Sturm- und Hagelereignisse 
sowie die damit verbundenen Schadenhöhen bislang keinen ent-
sprechenden Anstieg. Ein ähnliches Bild zeigt sich bei der Aus-
wertung der Daten zur Schadenhäufigkeit von Elementarschä-
den durch Rückstau, Starkniederschläge, Überschwemmung und 
Schneedruck. 

Allerdings finden sich erste Indizien für ein zukünftiges Anstei-
gen durch Wetterereignis-bedingte Bauschäden und ihre Besei-

tigungskosten. Die ausgewerteten Daten 
verdeutlichen in diesem Zusammenhang, 
dass das Elementarschadengeschehen 
immer mehr geprägt ist von Starkregener-
eignissen und dass diese zusammen mit 
den Flutereignissen (Überschwemmung 
durch Ausuferung) diejenigen Schadenar-
ten sind, die den Schadendurchschnitt im 
Bereich der Elementargefahren zukünftig 
sehr wahrscheinlich in die Höhe treiben.

Die Auswertungen der Abbildung 2 
zeigen für die Jahre 1999 bis 2016 einen 
durchschnittlichen Regulierungsbetrag je 
Schaden (Gesamtdurchschnittswert) von 
3 279 Euro sowie die Entwicklung des 
Schadendurchschnitts von 1999 bis 2012 
nahezu linear. Für die Jahre 2013 bis 2016 
ist dagegen ein Schadendurchschnitt von 
durchschnittlich 5 645 Euro zu verzeich-
nen. Dieser Wert liegt mit mehr als 70 
Prozent über dem Gesamtdurchschnitts-
wert und verdeutlicht, dass in den besag-
ten Jahren vergleichsweise wenige Scha-
denereignisse einen deutlich erhöhten 
Schadenbeseitigungsaufwand nach sich 
gezogen haben. In dieser Tatsache findet 
sich ein erstes Indiz für eine Zunahme der 
Intensität von Elementarschadenereignis-
sen in Deutschland.

Die Studie analysiert zudem anhand 
von Schadenhäufigkeitsdaten der VHV 
aus den Jahren 2007 bis 2016 die Verhält-
nismäßigkeit des Auftretens der einzelnen 
Schadenarten, befasst sich mit einschlä-
gigen Schadenbildern sowie der Frage 
einer möglichen Abhängigkeit zwischen 
Schadenhäufigkeit und Gebäudealter. 
Letztlich wird der Frage nachgegangen, 
ob in bestimmten Regionen Deutschlands 
mit bestimmten Schadenarten vermehrt 
gerechnet werden muss. 

Abb. 2: Schadendurchschnitt Elementarschäden 1999 bis 2016 
Daten: GDV, Grafik: IFB f
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Dabei zeigt die Grafik der Abbildung 3, dass im Durchschnitt 
der Jahre 2002 bis 2015 Sachsen das Bundesland ist, in dem 
durchschnittlich die größte Schadenhäufigkeit bei Elementarschä-
den mit einer Quote von 1,99 Prozent zu verzeichnen ist. Es fol-
gen Thüringen, Sachsen-Anhalt und Bayern. Ausgehend von ei-
ner Durchschnittsquote von 0,83 Prozent zeigt sich Sachsen von 
Elementarschäden ca. 2,4 Mal häufiger betroffen als der Bundes-
durchschnitt.

Die Auswertung entsprechender Schadendaten der VHV-Ver-
sicherungen zwischen 2007 und 2016, gesplittet nach einzelnen 
Schadenereignissen, ließen dabei sogar eine Kartierung nach Post-
leitzahlbereichen zu. Diese stehen z.B. im Auswertungsbereich 
der Starkniederschläge nicht in Übereinstimmung mit den Daten 
des Deutschen Wetterdienstes (DWD), nach dessen Statistiken die 
Schadenart Starkniederschlag am häufigsten im Süden Deutsch-
lands, insbesondere im Postleitzahlbereich 8, auftritt. Nach Anga-
ben des DWD nimmt die Schadenhäufigkeit bei Starkniederschlag 
von Süd nach Nord ab. Die Auswertungsergebnisse der Studie: 
Schäden durch Starkniederschläge treten auf Grundlage der aus-
gewerteten VHV-Daten vermehrt in der Mitte Deutschlands auf, 
am häufigsten im Postleitzahlbereich 4.

HEIKE BÖHMER, 
Geschäftsführerin, 
Institut für Bauforschung e.V.

Neben der Auswertung der Schadendaten werden die Gefähr-
dungspotenziale von Extremwetterereignissen für den Gebäu-
debestand in Deutschland umfassend beschrieben. Gleichzeitig 
werden für alle untersuchten Schadenarten vorbeugende plane-
rische und bauliche Maßnahmen aufgezeigt, die helfen können, 
den eigenen Gebäudebestand vor typischen Unwetterschäden zu 
schützen. Die in diesem Zusammenhang angeführten Optimie-
rungsmaßnahmen können sowohl im Neubaubereich als auch 
im Gebäudebestand ergriffen werden und können die Anforde-
rungen aus den allgemein anerkannten Regeln der Technik (DIN-
Normen zu Wind- und Schneelastzonen sowie Starkregenbean-
spruchung) sinnvoll ergänzen.

Die vollständige Studie kann unter https://www.bsb-ev.de/stu-
dien/analysen-und-studien/ oder https://www.vhv-bauexperten.
de/vhv-bauforschung heruntergeladen werden. Die Nutzung der 
Inhalte unter ordnungsgemäßer Angabe der Quelle bzw. des  
Urhebers ist honorarfrei. Wir bitten um Zusendung eines Beleg
exemplars. Die Nutzung für werbliche Zwecke ist ausdrücklich 
nicht gestattet. h

Abb. 3: Schadenhäufigkeit Elementarschäden im Gesamtdurchschnitt 
nach Bundesländern 2002 bis 2015 Daten: GDV, Grafik: IFB

Abb. 4: Schadenhäufigkeit – 
Starkniederschläge 2007 bis 2016 
nach Postleitzahlbereichen 
Daten: GDV, Grafik: IFB

 0,31 % - 0,4 %
 0,51 % - 0,6 %
 0,61 % - 0,7 %
 0,81 % - 0,9 %
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Anzeigen
1.1. Gebäudebewertung

Anfälligkeit für 
Sturmschäden

Wertung 0 1 2 3 Summe

Gebäudeart

Massives Gebäude x

Leichtbau x

Gebäude mit schwingungsanfälligen Bauteilen x

Gebäude im Bauprozess (Bau oder Umbau) x

Gebäude oder Gebäudeteile mit erhöhtem Risiko 
(technische Beschaffenheit)

x

Kritische Gebäudeausrichtung (Giebel / Steildach)

Nördliche Ausrichtung x

Östliche Ausrichtung x

Westliche Ausrichtung x

Südliche Ausrichtung x

Windschutzklasse (Einbettung in angrenzende Bebauung)

Sehr geschütztes Gebäude x

Teilweise exponiertes Gebäude x

Sehr exponiertes Gebäude x

Gebäudehöhe

Gebäude bis 2 Geschosse x

Gebäude über 2 Geschosse bis 25 m x

Gebäude über 25 m x

Gebäudehülle

Massivbauweise, kompakt x

Außenwände / Dachflächen stark strukturiert  
(z.B. Auskragungen)

x

Außenliegende Bauteile mit geringem Eigengewicht x

Eigenschaften Dach

Starke Dachneigung (hohe Sogkräfte im Leebereich) x

Geringe Dachneigung (hohe Sogkräfte z.B. an Kanten) x

Warmdach / Umkehrdach (Befestigung) x

Kaltdach (Dachüberstand) x

Außenliegende Entwässerungsanlage x

Dacheindeckung

(Dach-)An- und Aufbauten x

Großflächige Wellplatten x

Kleinflächige Metalleindeckung 
(geringes Eigengewicht, mäßig befestigt)

x

Hartbedachung (Betondachsteine, Ziegel, Schindeln) x

Flachdach Metall x

Flachdach Bitumen x

Fassaden

Außenwandbekleidung (Platten) x

Fassadenverglasung großflächig x

Wärmedämmplatten im Bauprozess x

Gesamt

Wertung

0 – 5 Punkte 6 – 15 Punkte 16 – x Punkte

Gebäude gut gegen 
Sturmschäden geschützt

Gebäude mäßig gegen 
Sturm geschützt 

Schutz des Gebäudes 
gegen Sturmschäden 

unzureichend

Alles in Ordnung
Ggf. weiter mit 
Ertüchtigung

Ertüchtigung des 
Gebäudes dringend 

anzuraten
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Vor 100 Jahren
Gründungsboom bei den Wohnungsbaugenossenschaften 
nach der Revolution 1918/19 (Teil 1)

Der Aufstand der Kieler Matrosen Anfang November 1918 läutete 
die Revolution in Deutschland ein. Der Kaiser dankte ab und eine 
Phase grundlegender Umwälzungen von Staat und Gesellschaft 
hin zu einer demokratisch verfassten Republik mit freien und glei-
chen Wahlen setzte ein. Mitten in dieser Zeit kam es zur Grün-
dung zahlreicher Wohnungsbaugenossenschaften. Dass die Idee 
der Selbsthilfe und Selbstverwaltung in dieser chaotischen Zeit als 
Lösungsmodell gesehen wurde, war nur möglich, weil sich die 
Genossenschaften schon seit 50 Jahren bewährt hatten und mit 
ihren Prinzipien den Forderungen nach Selbstbestimmung und 
Demokratie entsprachen.

Schon seit Mitte des 19. Jahrhunderts hatte Hermann Schulze-
Delitzsch die Genossenschaftsidee propagiert und war besonders 
mit den Kreditgenossenschaften erfolgreich. Friedrich Wilhelm 
Raiffeisen initiierte das landwirtschaftliche Genossenschaftswesen 
und Victor Aimé Huber entwickelte Grundlagen für den genos-
senschaftlichen Wohnungsbau. Zwar folgten auf die erste Bauge-
nossenschaft 1862 in Hamburg weitere Gründungen, doch eine 
anhaltende Wirtschaftskrise in dem Jahrzehnt darauf führte dazu, 
dass 1888 nur noch 28 Baugenossenschaften existierten.

Die Neufassung des Genossenschaftsgesetzes 1889 und die 
dabei eingeführte beschränkte Haftung löste eine Gründungs-
welle aus. Bis 1908 stieg die Zahl der Baugenossenschaften auf 
746. Doch nicht nur die neue Rechtslage spielte eine Rolle, son-
dern auch neue Finanzierungsmöglichkeiten. Die ebenfalls 1889 
mit der neuen Rentenversicherung eingeführten Landesversiche-
rungsanstalten suchten nach sicheren Anlagemöglichkeiten und 
finanzierten über Hypotheken auch den Wohnungsbau. Es waren 
vor allem die Baugenossenschaften, die für ihre Mitglieder die 
Ideen des gesunden Wohnens der Wohnreformbewegung um-
setzten.

Während des Ersten Weltkrieges kam die Bautätigkeit weitge-
hend zum Erliegen. Nach der Revolution heimkehrende Soldaten, 
die jetzt eine Familie gründen wollten, fanden keine Wohnung. 
Wohnraumbewirtschaftung und Mietenkontrolle wurden einge-
setzt, um den Mangel zu verwalten Die Wohnungsnot gehörte 
zu den drängendsten und zugleich schwierigsten Themen in der 
Kommunalpolitik. Die Dringlichkeit kam auch in der Verfassung 
der Weimarer Republik zum Ausdruck, in der die Wohnraum-
versorgung nunmehr als staatliche Aufgabe gesehen wurde. In 

Birkenstraße Soltau, hier baute die im März 1919 gegründete Wohnungsbaugenossenschaft Soltau 
ihre ersten Doppelhäuser mit Nutzgarten. Der zur Finanzierung weiterer Häuser geplante Verkauf  
an die Genossenschaftsmitglieder musste zunächst wegen der Inflation und dann wegen der Welt-
wirtschaftskrise zurückgestellt werden.
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DR. HOLGER MARTENS, 
Historiker und Vorstand der  
auf Jubiläumsschriften und  
-ausstellungen spezialisierten 
Historiker-Genossenschaft eG

martens@historikergeno.de
www.historikergenossenschaft.de

Zwei Schmuckstücke aus der Geschichte 
des Spar- und Bauvereins Hannover,  
der ältesten Genossenschaft im vdw:  
Zum einen die ersten Häuser des Spar- 
und Bauvereins in der Franz-Bork-Straße, 
zum anderen ein Blick in den heute  
denkmalgeschützten Brüggemannhof. 

Art. 155 der am 31. Juli 1919 beschlossenen 
Verfassung wurde als Ziel ausgegeben, „je-
dem Deutschen eine gesunde Wohnung und 
allen deutschen Familien, besonders den kin-
derreichen, eine ihren Bedürfnissen entspre-
chende Wohn- und Wirtschaftsheimstätte zu 
sichern“. Da eine Lösung der Probleme von 
privaten Investoren nicht zu erwarten war und 
preisgünstiger Wohnraum ohne eine wie auch 
immer geartete Förderung kaum realisiert wer-
den konnte, mussten neue Wege beschritten 
werden. Land auf Land ab wurden Wohnungs-
unternehmen zum Teil in kommunaler Träger-
schaft, aber vor allem in der Rechtsform der 
Genossenschaft gegründet. Bei den ohnehin 
schwierigen Verhältnissen waren Gründungs-
initiativen willkommen. Vielfach wurden die 
Gründungsaktivitäten von den Stadtvertretern 
unterstützt und gefördert. So manche Kom-
mune erwarb selbst Genossenschaftsanteile 
und entsandte Vertreter in die Leitungsgremi-
en der Baugenossenschaft.

Nach der Revolution kam es im Genossen-
schaftswesen insgesamt zu einem Gründungs-
boom. 1919 wurde ein Allzeithoch mit über 
5 300 Neugründungen erreicht. Von 1914 bis 
1933 stieg die Zahl der Genossenschaften in 
Deutschland um knapp 50 Prozent von 34 600 
auf 51 500. Unter den Neugründungen waren 
zahlreiche Baugenossenschaften, ihre Zahl 
stieg bis 1920 auf 2 131. 

Die Herausforderungen für die Bauherren 
waren immens. Es mangelte an Baumaterial, die Inflation verur-
sachte unkalkulierbare Kostensteigerungen und die Aufnahme 
von Krediten war schwierig. Die öffentliche Förderung durch 
Baukostenzuschüsse und Darlehen reichte bei weitem nicht aus. 
Unterstützung kam häufig von den Kommunen dadurch, dass 
Bauland zu günstigen Konditionen überlassen wurde und die 
neuen Genossenschaften so die ersten Häuser bauen konnten. 
Die Bauvorhaben orientierten sich an den Ideen der Wohnreform-
bewegung: Licht, Luft, Sonne. Doch auch die Nachkriegssituation 
mit der Nahrungsmittelknappheit schlug sich nieder. Gerade in 
den ländlichen Kleinstädten wurden Doppelhäuser mit großen 
Nutzgärten zur Eigenversorgung gebaut. Dahinter stand vielfach 
auch die Idee, die Häuser an die Genossenschaftsmitglieder zu 
verkaufen, um mit dem Erlös neue Bauten finanzieren zu können.

Der vielversprechende Aufbruch des genossenschaftlichen 
Wohnungsbaus wurde durch die Inflation gestoppt, die schließlich 
Ende 1923 in die Hyperinflation mündete, als ein Dollar über vier 
Billionen Reichsmark kostete. Auch bei den Baugenossenschaften 
wurden viele Pläne zunichte gemacht. Dementsprechend stieg die 
Zahl der Genossenschaftsauflösungen 1925 insgesamt auf über 
3 200 und lag nur noch knapp unter der Anzahl der Neugrün-
dungen.

Der Wohnungsbau kam abermals zum Erliegen. Viele Bauge-
nossenschaften konnten die Erwartungen ihrer Mitglieder nicht er-
füllen, verloren enttäuschte Mitglieder oder gaben ganz auf. Und 
doch konnte auch diese Phase überwunden werden und der ge-
nossenschaftliche Wohnungsbau erlebte eine neue Boomphase. h
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In der Juniausgabe blicken wir auf den gemeinsamen Genossenschaftstag in Hamburg zurück. Die 
Serie zum Bauhaus-Jubiläum wird fortgesetzt. Die Abteilungen des vdw geben einen Rückblick aufs 
vergangene Jahr. Und natürlich gucken wir nach, was der Ausgang der Bürgerschaftswahl in Bremen 
für die Wohnungswirtschaft bedeutet. 


